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1 Allgemeines
1.1 Anspruchsgrundlage

Die durch die unentgeltliche Beforderung schwerbehinderter
Menschen entstehenden Fahrgeldausfille werden geméal3 § 228
Absatz 7 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) nach
Malf3gabe der §§ 231 und 233 SGB IX erstattet.

1.2 Anspruchsvoraussetzungen

Voraussetzung ist, dass das Unternechmen wéhrend des Erstat-
tungszeitraums (jeweils ein Kalenderjahr) auf Grund der Ver-
pflichtung nach § 228 Absatz 1 und 6 SGB IX die nach § 228
Absatz 1 SGB IX berechtigten Personen, gegebenenfalls ein-
schlieBlich ihrer Begleitpersonen (§ 228 Absatz 6 Nummer 1
SGB IX), ihres Handgepicks, ihrer mitgefiihrten Krankenfahr-
stithle, ihrer sonstigen orthopéddischen Hilfsmittel und ihrer
Hunde (§ 228 Absatz 6 Nummer 2 SGB IX), unentgeltlich be-
fordert hat. Das Unternehmen hat nachzuweisen, in welcher
Hohe es Fahrgeldeinnahmen im Sinne des § 231 Absatz 2
SGB IX erzielt hat und dass diese Fahrgeldeinnahmen aus ei-
nem Verkehr stammen, der Nahverkehr im Sinne des § 230 Ab-
satz 1 SGB IX ist.

1.3 Pauschalerstattung

Die Fahrgeldausfille werden nach dem jeweils fiir das Kalen-
derjahr gemél § 231 Absatz 4 SGB IX errechneten und bekannt
gemachten pauschalen Prozentsatz der von dem Unternehmen
nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr erstattet.

1.4 Individualerstattung

Weist ein Unternehmen durch Verkehrszahlung nach, dass das
Verhéltnis zwischen den nach § 228 Absatz 1 und Absatz 6
SGB IX unentgeltlich beforderten schwerbehinderten Men-
schen und den sonstigen Fahrgisten den gemadl3 § 231 Absatz 4
SGB IX festgesetzten pauschalen Prozentsatz um mindestens
ein Drittel iibersteigt, wird neben dem sich auf der Grundlage
des pauschalen Prozentsatzes ergebenden Erstattungsbetrag auf
Antrag der nachgewiesene, iiber dem Drittel liegende Anteil
erstattet (§ 231 Absatz 5 Satz 1 SGB IX).

Die Verkehrszdhlung (Erhebung) ist als Nachweis anzuerken-
nen, wenn sie in Form einer ,,eingeschrinkten Vollerhebung*
oder als ,,Stichprobenerhebung* nach dieser Richtlinie durch-
gefiihrt worden ist.

2 Antrag
2.1 Erstattungsbehorde, Antragsbefugnis

Die Fahrgeldausfille werden auf Antrag erstattet. Der Antrag
ist in einfacher Ausfertigung beim Landesamt fiir Soziales und
Versorgung (Erstattungsbehorde) zu stellen, soweit nicht ge-
mal § 233 Absatz 1 Satz 3 SGB IX das Bundesverwaltungsamt
zustindig ist. Fiir den Antrag ist das von der Erstattungsbehorde
herausgegebene Antragsformular zu verwenden.

Antragsbefugt ist grundsitzlich die Inhaberin beziehungswei-
se der Inhaber der Genehmigung oder diejenige Person, auf
die die Betriebsfithrung iibertragen worden ist, also die den
Verkehr im eigenen Namen, unter eigener Verantwortung und
auf eigene Rechnung betreibt. Fiir den Schienenpersonennah-
verkehr ist antragsbefugt die Inhaberin beziehungsweise der
Inhaber einer Genehmigung als Eisenbahnverkehrsunterneh-
men.

2.2 Personennahverkehr auflerhalb der Grenzen der Bun-
desrepublik Deutschland

Antrage von Unternehmen mit Betriebssitz sowohl im Inland
als auch im Ausland, die mit Personennahverkehr die Bundes-
grenzen iiberschreiten, sind an die zustindige Erstattungsbe-
horde zu richten, in deren Bezirk der Linienverkehr seinen Aus-
gangspunktim Sinnedes § 11 des Personenbeférderungsgesetzes
(PBefG) hat. Beginnt die Linie im Ausland, gilt als Ausgangs-
punkt im Sinne des § 11 PBefG die deutsche Grenziibergangs-
stelle, bei der der erste Grenziibertritt erfolgt.

2.3 Personennahverkehr auerhalb der Grenzen des Landes
Brandenburg, aber innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land

Unternehmen, die mit Personennahverkehr die Grenzen des
Landes Brandenburg, aber nicht die Bundesgrenzen {iberschrei-
ten, haben ihrem Antrag entsprechende Mehrfertigungen beizu-
fiigen. Diese sind ausschlielich bei der Erstattungsbehorde
(Nummer 2.1) einzureichen. Die Erstattungsbehdrde reicht die
Antrége fiir deutsche Teilstrecken im Bereich anderer Bundes-
lander selbst an die dort zustdndige Erstattungsbehorde weiter;
dabei ist § 233 Absatz 5 SGB IX anzuwenden.

2.4 Antragsfrist

Der Antrag ist gemél § 233 Absatz 1 Satz 3 SGB IX innerhalb
von drei Jahren nach Ablauf des Abrechnungsjahres (bis zum
31. Dezember) zu stellen. Fiir die Frist ist der Tag des Antrags-
eingangs bei der Erstattungsbehdrde maflgebend. Die Antrags-
frist ist mit dem Eingang eines Antrags auf Vorauszahlungen
fiir das laufende Kalenderjahr gewahrt, dieser gilt geméal § 233
Absatz 3 Satz 3 SGB IX zugleich als Antrag auf Erstattung der
Fahrgeldausfille.

Bei Einnahmenaufteilung in einem Verkehrsverbund konnen
nach Mafigabe der gesetzlichen Bestimmungen und unter Be-
achtung dieser Richtlinie weitere Einzelheiten bei der Durch-
fihrung des Antragsverfahrens zur Fahrgelderstattung zwi-
schen der Erstattungsbehdrde und den im Verbund vertretenen
Unternehmen vereinbart werden.

2.5 Nachweis der Fahrgeldeinnahmen

Das Unternehmen hat seine Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr
(Nummer 3 der Richtlinie) nach Konten im Unternehmen und
getrennt nach den Kategorien der Einnahmen entsprechend
dem Antragsformular nachzuweisen.
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2.6 Nachweis bei Individualerstattung
2.6.1 Allgemeines

Wird eine Individualerstattung gemdf3 § 231 Absatz 5 SGB IX
beantragt, ist das Unternehmen verpflichtet, alle Nachweise
vorzulegen, die den dem Antrag zugrunde gelegten Prozentsatz
begriinden.

2.6.2  Stichprobenplédne

Bei durchgefiihrter Stichprobenerhebung gehort hierzu insbe-
sondere eine Zusammenfassung der durch die Erhebungen ge-
wonnenen Zihlergebnisse. Die vor jeder Erhebungsperiode neu
zu erstellenden Stichprobenpléne (Auflistung der zur Zahlung
ausgewdhlten Linienfahrten, geordnet nach Linie, Richtung,
Wochentag und Tagesstunde, und Auflistung aller Einzelfahr-
ten, geordnet nach Richtung, Wochentag und Tagesstunde) so-
wie die detaillierte und im Einzelnen nachvollziehbare Darstel-
lung der Hochrechnung und der Varianzberechnung sind der
Erstattungsbehorde auf Anforderung vorzulegen.

2.6.3  Priifbericht fiir Erhebungsverfahren

Zum Nachweis im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB IX gehort
ferner grundsitzlich ein Testat mit Priifbericht einer vereidigten
Wirtschaftspriiferin beziehungsweise eines vereidigten Wirt-
schaftspriifers, eines Ingenieurbiiros oder eines vergleichbaren
Instituts mit nachweislich einschlidgiger Fachkenntnis auf dem
Gebiet der Erhebung von Fahrgastzahlen, das bestitigt, dass
sowohl die Planung der Verkehrszdhlung als auch die Berech-
nung des Prozentsatzes in korrekter Anwendung dieser Richtli-
nie vollzogen wurde.

Sofern Unternehmen die Vorbereitung und die Durchfiihrung
der Verkehrszéhlung nicht selbst vornehmen, sondern Dritte
(zum Beispiel Institute) damit beauftragen, ist darauf zu achten,
dass Priifbericht und Testat nicht von dem mit der Vorbereitung
und Durchfithrung beauftragten Institut erstellt werden.

Hat eine eingeschrinkte Vollerhebung stattgefunden, kann nach
Zustimmung der Erstattungsbehorde auf die Vorlage des Testats
verzichtet werden, wenn die notwendigen Kosten in keinem an-
gemessenen Verhéltnis zu dem zu erwartenden Erstattungs-
betrag stehen. Der Priifbericht ist in diesem Fall vom Unterneh-
men selbst zu erstellen.

Das Testat muss neben der Ergebnismitteilung auch Aussagen
iber

- die Zeitrdume, in denen die Erhebungen durchgefiihrt wur-
den,

- die Linien und die auf ihnen angewandten Erhebungsver-
fahren und

- die Plausibilitdt der Daten

enthalten. Insbesondere ist zu beschreiben, ob die Vorgaben
dieser Richtlinie eingehalten wurden beziehungsweise wie und
in welchem Umfang Fehler korrigiert werden mussten.

3 Fahrgeldeinnahmen
3.1 Begriffsdefinition

Fahrgeldeinnahmen sind gemél § 231 Absatz 2 SGB IX alle
Ertrédge aus dem Fahrkartenverkauf. Sie umfassen auch Ertrige
aus der Beforderung von Handgepick, Krankenfahrstiihlen,
sonstigen orthopddischen Hilfsmitteln und Tieren sowie aus er-
hohten Beforderungsentgelten.

32 Ausschluss

Keine Fahrgeldeinnahmen im Sinne des § 231 Absatz 2 SGB IX
und dieser Richtlinie sind insbesondere:

a) Zuschiisse aus 6ffentlichen Kassen, die nicht umsatzsteuer-
pflichtig sind,

b) Verlusteinnahmen oder &hnliche Ausgleichszahlungen auf
Grund des § 45a PBefG,

c) sonstige leistungsbezogene Zahlungen (zum Beispiel Aus-
gleich flir unterlassene Tariferh6hungen, Ausgleichsleistun-
gen flir Mindereinnahmen als Folgen von Kooperationen fiir
die Einrichtung oder Unterhaltung bestimmter Betriebslei-
tungen oder fiir die Durchfiihrung tariflicher Sonderangebo-
te, Zahlungen Diritter fiir Schiilerinnen und Schiiler, Studie-
rende und Auszubildende sowie Zuschlidge im Bedarfsver-
kehr, sofern sie von allen Fahrgésten erhoben werden),

d) Erstattungsbetrdge flir Fahrgeldausfille nach § 228 ff.
SGB IX einschlieBlich geleisteter Vorauszahlungen,

e) Fahrgeldeinnahmen aus Linienverkehren gemdfl § 42
PBefG, die kein Nahverkehr im Sinne des § 230 Absatz 1
Nummer 2 SGB IX beziehungsweise diesem nicht gleich
zu achten sind; tarifliche Abgeltung fiir solche Verkehre,

f) Einnahmen aus Sonderlinienverkehren nach § 43 PBefG,
bei denen gemil § 45 Absatz 3 PBefG auf die Einhaltung
der Vorschriften iiber die Beforderungsentgelte und Bedin-
gungen ganz oder teilweise verzichtet wurde,

g) Zahlungen fiir Rentnerinnen und Rentner und andere be-
vorzugte Personengruppen,

h) Einnahmen aus Personenbeférderungen gemaf § 46 PBefG
und Sonderfahrten mit Stral3enbahnen,

i) Einnahmen nach der Verordnung iiber die Befreiung be-
stimmter Beforderungsfalle von den Vorschriften des Per-
sonenbeforderungsgesetzes (Freistellungs-Verordnung),

j) sonstige Einnahmen aus Zeitungs- und Postgutbeférderun-
gen und Ahnliches,

k) Erlose aus dem Verkauf von Fahrplédnen und Zubehor,

1) Wagenreinigungsgebiihren (zum Beispiel Schadensersatz-
leistungen an die Verkehrsunternehmen infolge von iiberge-
biihrender Beanspruchung der Einrichtungsgegenstéinde des
Verkehrsmittels - Vandalismus und Ahnliches),

m) Fundsachenerldse,

n) Einnahmen aus der Vermietung von Reklameflachen,

o) Erlose aus der Beforderung von Fahrzeugen (zum Beispiel
bei Fahren), Reisegepack und Fracht,

p) noch nicht geleistete beziehungsweise uneinbringliche Be-
forderungsentgelte,

q) entgangene Einnahmen aus der unentgeltlichen oder ver-
giinstigten Ausgabe von Fahrkarten an Beschiftigte des
Unternehmens,
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r) Einnahmen aus dem Verkauf von 1.-Klasse-Fahrausweisen,
s) Einnahmen aus dem Verkauf von Fahrradkarten,

t) Einnahmen aus der Erhebung von Komfortzuschldgen,

u) Vertriebsprovisionen fiir Fahrkartenverkaufe.

33 Fahrgeldeinnahmen aus Personennahverkehr auflerhalb
der Landesgrenzen des Landes Brandenburg

Werden Léndergrenzen durch den Personennahverkehr iiber-
schritten, richtet sich die Aufteilung der Fahrgeldeinnahmen
nach den tatsdchlich nachweisbaren Fahrgeldeinnahmen im je-
weiligen Bundesland. Ist dem Unternehmen ein solcher Nach-
weis nicht moglich, kann die Aufteilung der Fahrgeldeinnah-
men nach Wagenkilometern in den einzelnen Bundeslédndern
erfolgen. Alle dazu erforderlichen Unterlagen miissen vom Un-
ternehmen den Erstattungsbehorden vorgelegt werden.

Die Erstattung der Fahrgeldausfille bezieht sich nur auf den
deutschen Streckenanteil der Beférderungen nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1073/2009 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 21. Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir den
Zugang zum grenziiberschreitenden Personenkraftverkehrs-
markt und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006
(ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 88) in ihrer jeweils geltenden
Fassung.

34 Testat zu den Fahrgeldeinnahmen

Die Hohe der Fahrgeldeinnahmen ist, unabhéngig von der Art
des Erstattungsverfahrens, durch eine Abschlusspriiferin oder
einen Abschlusspriifer nach § 319 des Handelsgesetzbuches
(HGB) zu bestitigen. Das Testat muss die Erklarung beinhal-
ten, dass die im Erstattungsantrag genannten Fahrgeldeinnah-
men in dieser Hohe solche im Sinne des § 231 Absatz 2 SGB I1X
sind und ausschlieBlich aus dem in § 230 Absatz 1 SGB IX als
Nahverkehr definierten Personenverkehr erzielt wurden. Ferner
ist ausdriicklich zu bestétigten, dass keine nach Nummer 3.2
ausgeschlossenen Einnahmen eingeflossen sind. Bei Einnah-
men, deren Zuordnung sich nicht ohne Weiteres erschlief3t, ist
die Zuordnung zu den Fahrgeldeinnahmen zu begriinden.

Die Verpflichtung, den Priifvermerk durch eine Abschlussprii-
ferin oder einen Abschlusspriifer nach § 319 HGB erstellen zu
lassen, trifft ausschlieflich Antragstellende, deren Unterneh-
men als Kapitalgesellschaft, die nicht als kleine Kapitalgesell-
schaft im Sinne des § 267 Absatz 1 HGB gilt, organisiert ist
oder als bestimmte offene Handels- und Kommanditgesell-
schaft im Sinne des § 264a Absatz 1 HGB gefiihrt wird. Die
iibrigen Unternehmen konnen anstelle des Priifvermerks eine
entsprechende Erkldrung einer oder eines Angehdrigen der
steuerberatenden Berufe vorlegen.

4 Besondere Regelungen fiir den Nachweis durch
Verkehrszihlungen (Erhebungen) bei Erstattungs-
antrigen nach § 231 Absatz 5 SGB IX

4.1 Erhebungsperioden

Fiir die Verkehrszdahlung werden folgende Erhebungsperioden
vorgegeben:

1. Winterperiode: die ersten drei vollstdndigen Schulwochen
nach Aschermittwoch, beginnend jeweils mit dem Montag

2. Frithjahrsperiode: die ersten drei vollstindigen Schulwochen
nach Ostermontag, beginnend jeweils mit dem Montag

3. Sommerperiode: die zweite, dritte und vierte vollstdndige
Ferienwoche der Sommerferien, beginnend jeweils mit
dem Montag

4. Herbstperiode: die ersten drei vollstindigen Schulwochen
im November, beginnend jeweils mit dem Montag.

Vollstandige Schulwochen sind solche, in denen die Tage Mon-
tag bis Samstag Werktage sind und in denen von Montag bis
Freitag kein unterrichtsfreier Tag enthalten ist. Fillt ein Feier-
tag auf einen Werktag oder in den Erhebungsperioden Winter,
Frithjahr und Herbst ein unterrichtsfreier Tag auf die Wochenta-
ge Montag bis Freitag, scheidet diese Woche als Zdhlwoche
aus. An ihre Stelle tritt in den Erhebungsperioden Winter, Friih-
jahr und Herbst die nichste vollstindige Schulwoche, in der
Erhebungsperiode Sommer die ndchste Woche ohne Feiertag an
einem Werktag.

Bei Unternehmen, deren Bedienungsgebiet Regionen mit unter-
schiedlicher Feiertagsregelung beziehungsweise unterschied-
licher Regelung von schulfreien Tagen umfasst (zum Beispiel
Linienverkehr in verschiedenen Bundesldndern), sind die Z&hl-
wochen fiir jede Region separat (und nicht einheitlich fiir das
gesamte Verkehrsunternehmen) festzulegen.

Verkehrt eine Linie tibergreifend in mehreren Regionen (zum
Beispiel bundeslidnderiibergreifender Linienverkehr), fiir die
auf Grund unterschiedlicher Ferien- oder Feiertagsregelungen
die Erhebungszeitrdume einer Erhebungsperiode nicht iden-
tisch sind, sind auf dieser Linie simtliche Erhebungen im Zeit-
raum der gemeinsamen Erhebungswochen durchzufiihren. Sind
solche gemeinsamen Erhebungswochen nicht gegeben oder
sind diese fiir die ordnungsgeméBe Durchfithrung der Erhebung
nicht ausreichend, ist fiir die Linie der Erhebungszeitraum der
Region zu wihlen, in der die Linie die grofite Anzahl an Ein-
steigern beziehungsweise ersatzweise die grofite Anzahl an
Einstiegshaltestellen aufweist.

4.2 Erhebungsverfahren

Die Verkehrszéhlung kann in Form einer eingeschriankten Voll-
erhebung nach Nummer 5 oder einer Stichprobenerhebung
nach Nummer 6 durchgefiihrt werden, wobei die Stichproben-
erhebung entweder als Linienerhebung (Nummer 6.2) oder als
Querschnittserhebung (Nummer 6.3) moglich ist. Das Unter-
nehmen hat sich grundsétzlich vor Beginn der ersten Erhe-
bungsperiode fiir nur eine Art der Erhebung zu entscheiden.

Soweit aus betrieblichen Griinden erforderlich, kann ihm die
Erstattungsbehorde jedoch gestatten, auf unterschiedlichen Li-
nien verschiedene der drei moglichen Erhebungsarten - fiir jede
Linie jedoch jeweils nur eine - anzuwenden (Nummer 7).

Ein Wechsel der einmal gewihlten Erhebungsverfahren wih-
rend der vier Erhebungsperioden ist unzuldssig.

Fiir Fahrten im Bedarfsverkehr (zum Beispiel Fahrten mit Ruf-
bussen und Anrufsammeltaxis) ist - sofern sie fiir die Erstattung
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zu beriicksichtigen sind - das Verfahren der eingeschrinkten
Vollerhebung oder der Linienerhebung anzuwenden.

Werden unter einer Linienbezeichnung Fahrten im Bedarfsver-
kehr gemeinsam mit Fahrten im Regelverkehr durchgefiihrt,
sind die Fahrten im Bedarfsverkehr aus dieser Linie herauszu-
nehmen und in einer gesonderten Linie nur Fahrten im Bedarfs-
verkehr zusammenzufassen. Wird als Erhebungsverfahren die
Linienerhebung gewihlt, so ist fiir die Fahrten, die zum vorge-
sehenen Erhebungszeitraum nicht angefordert werden, die Zahl
der Fahrgéste mit Null anzugeben.

43 Nachweisgebiet, Linien

Erhebungen sind nur auf den Fahrten und Fahrtabschnitten
durchzufiihren, auf denen dem antragstellenden Unternehmen
die Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr nach § 231 Absatz 2
und 3 SGB IX zustehen (nachweispflichtige Fahrten innerhalb
des Nachweisgebietes). Diese Fahrten sind im Regelfall beste-
henden Linien zugeordnet. Ist dies nicht der Fall, sind, sofern
vom Fahrtverlauf her moglich, die Fahrten bestehenden Linien
zuzuordnen bezichungsweise andernfalls in neu einzurichten-
den gesonderten Linien zusammenzufassen.

4.4 Fahrtenzuordnung
4.4.1 Verstirkerfahrten

Verstéarkerfahrten sind der Linie zuzuordnen, fiir die sie durch-
gefiihrt werden (Stammlinie). Alle Fahrten, die hinsichtlich ih-
res Fahrweges keiner Linie zugeordnet werden kénnen (zum
Beispiel Einsatz- oder Einlagefahrten), werden in einer neu zu
bildenden gesonderten Linie zusammengefasst.

4.4.2 Gespaltene Fahrwege

Bei Linien mit gespaltenen Linienverldufen (unterschiedlichen
Fahrwegen) sind die einzelnen Linienéste jeweils als eigenstéin-
dige Linie anzusehen, wenn das Fahrgastaufkommen auf den
einzelnen Fahrwegen als unterschiedlich anzusehen ist oder die
rdumlichen Abweichungen erheblich sind.

In Zweifelsfallen entscheidet die Erstattungsbehdrde, ob die ab-
weichenden Liniendste als gesonderte Linien in die Erhebung
einzubeziehen sind.

Soll auf einer Linie mit gespaltenen Linienverldufen eine Quer-
schnittserhebung durchgefiihrt werden, ist Nummer 6.3.2 zu
beachten.

4.4.3 Fahrtabschnitte

Fahrten, die abschnittsweise verschiedenen Linien zugeordnet
sind, sind in einer gesonderten Linie zusammenzufassen. Sollte
diese Zusammenlegung zu Schwierigkeiten in der Hochrech-
nung fithren (zum Beispiel wenn die EDV-Fahrplandaten nicht
in gleicher Weise zusammengelegt werden konnen), ist Num-
mer 4.5.4 anzuwenden.

4.4.4 Sonderfille

Sonderfille, die in dieser Richtlinie nicht beschrieben sind, sind
von der testierenden Einrichtung nach Nummer 2.6.3 in der
Form aufzubereiten, dass mit den in der Anlage genannten
Hochrechnungsformeln Linienbeforderungsfille ermittelt wer-
den konnen.

4.5 Erhebungsdurchfithrung
4.5.1 Zu erhebende Personen

In jeder Erhebungsfahrt werden unabhédngig vom Erhebungs-
verfahren die zu befragenden Personen ab vollendetem 6. Le-
bensjahr dahingehend iiberpriift, ob sie die Voraussetzungen fiir
die unentgeltliche Beforderung nach § 228 Absatz 1 SGB IX
durch einen giiltigen Schwerbehindertenausweis und ein Bei-
blatt mit giiltiger Wertmarke nachweisen koénnen (unentgeltlich
beforderte Fahrgiste) oder nicht (sonstige Fahrgiste).

Als unentgeltlich befoérderter Fahrgast gilt nach § 228 Absatz 6
Nummer 1 SGB IX auch die anwesende Begleitperson des
schwerbehinderten Menschen, wenn die Berechtigung zur Mit-
nahme einer Begleitperson nachgewiesen und dies im Ausweis
des schwerbehinderten Menschen eingetragen ist.

4.5.2  Zahlprotokoll

Fiir jede durchgefiihrte Erhebung muss ein Zéhlprotokoll ge-
mal Nummer 8.2 angefertigt und das Ergebnis in die Auswer-
tung einbezogen werden. Wihrend der Erhebungsperiode diir-
fen keine Test- oder Probeerhebungen durchgefiihrt werden.

4.5.3 Ein- und Ausfahrt aus Nachweisgebiet

Bei der eingeschriankten Vollerhebung sowie bei der Linien-
erhebung sind auf Fahrten, die in das Nachweisgebiet (Num-
mer 4.3) einfahren, sowohl die Fahrgéste zu erfassen, die sich
an der Nachweisgrenze im Verkehrsmittel befinden, als auch
die Fahrgiste, die im weiteren Fahrtverlauf innerhalb des Nach-
weisgebietes einsteigen. Auf Fahrten, die aus dem Nachweisge-
biet ausfahren, sind nur die bis zur Nachweisgrenze einsteigen-
den Fahrgéste zu erfassen.

4.5.4 Fahrtabschnitte

Bei Fahrten, die abschnittsweise verschiedenen Linien zuge-
ordnet sind und nicht in einer gesonderten Linie zusammenge-
fasst werden konnen (Nummer 4.4.3), sind die einzelnen Fahrt-
abschnitte als eigenstindige Linienfahrten den Linien zuzu-
ordnen, fiir die sie durchgefiihrt werden. Wird eine solche Li-
nienfahrt in der eingeschrinkten Vollerhebung oder der Linien-
erhebung erhoben, sind auf dem betreffenden Fahrtabschnitt
alle einsteigenden Fahrgéste zu erfassen. Die an der Haltestelle
des Linienwechsels sich bereits im Verkehrsmittel befindenden
Fahrgiste werden nicht erfasst.

4.5.5 Ringlinie

Fiir jede Ringlinie ist die Starthaltestelle festzulegen. In der ein-
geschrinkten Vollerhebung sowie der Linienerhebung werden
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an allen Haltestellen des folgenden vollen Linienumlaufs alle
einsteigenden Fahrgiste in die Erhebung einbezogen. Die sich
an der Starthaltestelle des Linienumlaufs bereits im Verkehrs-
mittel befindenden Fahrgéste werden nicht erfasst.

4.6 Zihlpersonal

Verkehrszahlungen nach dieser Richtlinie sind grundsétzlich
durch vom Unternehmen unabhéngige Personen durchzufiihren;
tiber Ausnahmen entscheidet die Erstattungsbehorde. Das Zahl-
personal ist vor der Zdhlung in geeigneter Weise iiber das Verfah-
ren der Zéhlung und das Vorgehen bei der Zéhlung zu belehren.
Die Anzahl der Zahlpersonen ist bei jeder Erhebungsart so zu
bemessen, dass die Erfassung aller Fahrgdste gewéhrleistet ist.

5 Eingeschrinkte Vollerhebung
5.1 Art und Weise der Erhebung

Auf Linien, auf denen das Erhebungsverfahren der einge-
schrankten Vollerhebung zur Anwendung kommt, wird jede
Linienfahrt jedes Wochentags mindestens einmal innerhalb der
Erhebungsperiode erfasst. In jeder zu erhebenden Linienfahrt
werden alle beforderten Fahrgidste ab vollendetem 6. Lebens-
jahr im gesamten Verkehrsmittel - bei mehreren Wagen also in
allen Wageneinheiten - gezdhlt (Nummer 4.5).

5.2 Mehrfacherfassung

Wird eine Linienfahrt mehrfach erfasst (zum Beispiel in der ers-
ten, zweiten und dritten Zahlwoche), ist sowohl fiir die Anzahl
der unentgeltlich beforderten Fahrgéste als auch fiir die der sons-
tigen Fahrgiste jeweils der arithmetische Mittelwert der entspre-
chenden Zidhlwerte einzusetzen. Der Umfang dieser auf die drei
Zéhlwochen je Erhebungsperiode verteilten Erhebung entspricht
somit dem Fahrgastaufkommen einer gesamten Woche.

53 Unterschiedliches Fahrtenangebot

Ist das Fahrtenangebot in den einzelnen Erhebungswochen un-
terschiedlich, so sind sémtliche Erhebungen in der zweiten Wo-
che der jeweiligen Erhebungsperiode durchzufithren. Erhebun-
gen, die in dieser Woche nicht durchgefiihrt werden konnten,
sind in der dritten Woche der jeweiligen Erhebungsperiode
nachzuholen.

54 Berechnung

Als Prozentsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB IX fiir das
Kalenderjahr gilt das Verhéltnis der Gesamtzahl aller in den
vier Erhebungsperioden erfassten unentgeltlich beférderten
Fahrgéste zur Gesamtzahl aller in den vier Erhebungsperioden
erfassten sonstigen Fahrgiste. Die ausfiihrlichen Berechnungs-
formeln sind in Anlage 1 zu dieser Richtlinie dargestellt.

6 Stichprobenerhebung
6.1 Grundlagen der Stichprobenerhebung
6.1.1 Allgemeines

Die Stichprobenerhebung ist als Linien- oder als Querschnitts-
erhebung moglich. Zwischen den Erhebungsverfahren bestehen

Unterschiede hinsichtlich der Zahl der je Wochenzeitschicht
und Linie auszuwihlenden Linienfahrten sowie hinsichtlich der
Auswahl der zu kontrollierenden Fahrgiste (Nummern 6.2.1
und 6.3.1) und demzufolge auch hinsichtlich der Berechnung
des Prozentsatzes (Nummern 2.2 und 2.3 der Anlage 2 zu dieser
Richtlinie).

Die Auswahl der einzelnen in die Erhebung einzubeziehenden
Linienfahrten erfolgt zeitlich und rdumlich geschichtet, das
heiflt getrennt nach Linien und den im Folgenden vorgegebenen
Wochenzeitschichten. Es sind also in jeder der vier Erhebungs-
perioden auf jeder Linie in jeder Wochenzeitschicht Erhebun-
gen durchzufiihren.

In der Stichprobenerhebung werden die zu erfassenden Fahr-
géste auf den auszuwihlenden Linienfahrten in jeweils nur ei-
ner Wageneinheit gezéhlt. Setzt sich das Verkehrsmittel aus
mehreren Wageneinheiten zusammen, ist die jeweils zu erhe-
bende Wageneinheit vor Durchfiihrung der Erhebung zufillig
zu bestimmen.

6.1.2  Wochentagstypen, Wochenzeitschichten

Fiir die Verkehrszahlung ist nach folgenden Wochentagstypen
zu unterscheiden:

a) Montag bis Freitag
b) Samstag
¢) Sonntag.

Die einzelnen Erhebungstage eines Wochentagstyps innerhalb
einer Erhebungsperiode kdnnen beliebig ausgewéhlt werden.

Durch die Festlegung bestimmter Tageszeitschichten je Wo-
chentagstyp werden folgende acht Wochenzeitschichten vorge-
geben:

a) montags bis freitags die Zeitrdume von

5 Uhr bis 9 Uhr,

9 Uhr bis 12 Uhr,

12 Uhr bis 15 Uhr,

15 Uhr bis 20 Uhr und von

20 Uhr bis Betriebsende, ldngstens bis 1 Uhr;

b) samstags die Zeitrdume von

5 Uhr bis 16 Uhr und von
16 Uhr bis Betriebsende, ldngstens bis 1 Uhr;

¢) sonntags der Zeitraum von
5 Uhr bis Betriebsende, ldngstens bis 1 Uhr.

Jede Linienfahrt ist der Stunde zuzuordnen, in der innerhalb
des Nachweisgebietes (Nummer 4.3) ihr iiberwiegender zeit-
maBiger Fahrtanteil liegt. Sind die Zeitanteile gleich groB, ist
die Linienfahrt der friiheren Stunde zuzuordnen. Erstreckt sich
die Linienfahrt iiber mehrere Stunden, ist sie derjenigen Stun-
de zuzuordnen, in der der zeitliche Mittelpunkt der Fahrt liegt.
Die Zuordnung einer Linienfahrt zu einer Stunde entscheidet
tiber die Zuordnung der Linienfahrt zu einer Wochenzeit-
schicht.
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6.1.3 Grundgesamtheit (Angebotsdaten)

Die fiir die Erhebungsfahrtenauswahl und fiir die Hochrech-
nung zu bildende Grundgesamtheit muss sdmtliche nachweis-
pflichtige Fahrten (Nummer 4.3) enthalten. In die Grundge-
samtheit darf keine Fahrt beziehungsweise kein Fahrtabschnitt
mehrfach aufgenommen werden. Insbesondere sind die im
Fahrplan mehrfach ver6ffentlichten Fahrten oder Fahrtab-
schnitte (Verdffentlichung zur Fahrgastinformation) ausschlief3-
lich fiir die Linie oder die Richtung aufzunehmen, fiir die sie
durchgefiihrt werden (Stammlinie oder Stammrichtung).

6.1.4 Fahrtenauswahl

In jeder Erhebungsperiode ist auf jeder Linie in jeder Wochen-
zeitschicht aus der Grundgesamtheit der Linienfahrten eine
Mindestanzahl von Linienfahrten unter Beachtung der in dieser
Nummer genannten Bestimmungen zufillig auszuwéhlen. Die
minimale Zahl auszuwéhlender Linienfahrten je Erhebungspe-
riode, Linie und Wochenzeitschicht ist nach den Nummern 6.2.2
und 6.3.3 zu berechnen.

In den verschiedenen Erhebungsperioden sind, sofern vom An-
gebot her moglich, je Linie und Wochenzeitschicht Linienfahr-
ten mit unterschiedlicher zeitlicher Fahrplanlage so auszuwah-
len, dass die Erhebungsfahrten jeder Linie und Wochenzeit-
schicht iiber alle Erhebungsperioden hinweg mdglichst gleich-
méBig iiber den Zeitbereich der Wochenzeitschicht verteilt sind.

Erhebungsfahrten fiir den Wochentagstyp ,,Montag bis Freitag™
miissen iiber alle Erhebungsperioden hinweg auf jeder Linie in
jeder Wochenzeitschicht moglichst gleichméBig tiber die Wo-
chentage (Montag, Dienstag, ..., Freitag) verteilt werden. In den
Féllen, in denen die zufallige Auswahl des Erhebungswochen-
tages moglich ist, ist dieser zufdllig zu wéhlen.

Muss eine in einer vergangenen Erhebungsperiode schon erho-
bene Linienfahrt mangels fehlender Wahlmoglichkeiten noch-
mals erhoben werden, ist die Wahl des Wochentages auf die
Wochentage, an denen die Fahrt bisher noch nicht erhoben wur-
de, zu beschrinken. Nur wenn keine Wahlméglichkeit mehr
besteht, darf die gleiche Fahrt am gleichen Wochentag noch-
mals erhoben werden.

Fiir jede zu erhebende Linienfahrt kann die Erhebungswoche
innerhalb der Erhebungsperiode beliebig gewdhlt werden.

6.2 Linienerhebung

6.2.1 Artund Weise der Erhebung

Bei der Linienerhebung werden in der zufallig bestimmten Wa-
geneinheit jeder ausgewihlten Linienfahrt alle Einsteigenden
ab vollendetem 6. Lebensjahr auf der gesamten Fahrt tiberpriift
(Nummer 4.5).

6.2.2 Linienfahrten

Die in einer bestimmten Erhebungsperiode minimal zu erhe-

benden Linienfahrten sind je Linie und Wochenzeitschicht in
zwei Schritten auszuwéhlen:

Die Anzahl Wy, der im ersten Schritt in der Erhebungsperiode i
je Linie / und Wochenzeitschicht j auszuwéhlenden Linienfahr-
ten bestimmt sich nach dem Produkt aus dem Auswahlsatz f
und der Gesamtzahl ¥, aller Fahrten der jeweiligen Linie, Wo-
chenzeitschicht und Erhebungsperiode:

w,=fW,

Der Auswahlsatz betrdgt mindestens 0,5 Prozent (f'= 0,005).
Der sich ergebende Restwert ist auf die ndchste ganze Zahl auf-
zurunden.

Im zweiten Schritt sind in jeder Wochenzeitschicht, sofern vor-
handen, aus dem Verstirkerfahrtenangebot Fahrten auszuwéh-
len. Die Anzahl w, der in die Linienerhebung einzubeziehenden
Verstédrkerfahrten in der Erhebungsperiode 7 innerhalb der Wo-
chenzeitschicht j bestimmt sich nach dem Produkt aus dem
Auswabhlsatz fund der Gesamtheit w, der Verstdarkerfahrten der
Wochenzeitschicht und Erhebungsperiode, fiir deren Stamm-
linien eine Linienerhebung durchgefiihrt wird:

w,=f W,

Der Auswahlsatz betrdgt mindestens 0,5 Prozent (f'= 0,005).
Der sich ergebende Restwert ist auf die néchste ganze Zahl auf-
zurunden. Die gemd3 Nummer 6.1.4 ausgewdhlten Verstarker-
fahrten sind der jeweiligen Stammlinie zuzuordnen.

Es sind je Erhebungsperiode auf jeder Linie in jeder Wochen-
zeitschicht mindestens zwei Linienfahrten zu erfassen. Das gilt
auch fiir Linien, die nicht tdglich verkehren. Zusétzliche Erhe-
bungen sind in beliebiger und gegebenenfalls unterschiedlicher
Zahl auf den verschiedenen Linien und Wochenzeitschichten
moglich.

Die zu erfassenden Linienfahrten sind je Linie und Wochenzeit-
schicht proportional zum Angebot auf Richtung und Gegen-
richtung aufzuteilen. Es ist jedoch, sofern vom Angebot her
moglich, in jeder Fahrtrichtung mindestens eine Linienfahrt zu
erheben.

Wird in einer Wochenzeitschicht in der gesamten Erhebungspe-
riode nur eine Fahrt durchgefiihrt (das heif3t W, = 1), ist ledig-
lich diese Fahrt zu erfassen. In der Hochrechnung ist fiir diese
Linie und die entsprechende Wochenzeitschicht die Varianz auf
Null zu setzen.

6.2.3 Berechnung

Als Prozentsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB IX gilt der
mit einer statistischen Sicherheit von 95 Prozent abgesicherte
Mindestwert fiir das Verhéltnis der Zahl der unentgeltlich be-
forderten zu der Zahl der sonstigen Fahrgéste (Schwerbehin-
dertenquotient). Die hierfiir erforderlichen Berechnungen aus
den Ergebnissen der Linienerhebung sind nach Nummer 2.2 der
Anlage 2 zu dieser Richtlinie durchzufiihren.

In die Berechnung des Prozentsatzes miissen die Ergebnisse al-
ler Erhebungen einbezogen werden. Dies gilt auch fiir die Erhe-
bungen mit unbefriedigenden Ergebnissen.



1218 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 52 vom 27. Dezember 2017

6.3 Querschnittserhebungen
6.3.1 Artund Weise der Erhebung

Bei der Querschnittserhebung werden alle Fahrgéste ab dem
vollendeten 6. Lebensjahr in der zufdllig bestimmten Wagen-
einheit auf einer Linienfahrt in lediglich einem ausgewéhlten
Linienabschnitt (Nummer 6.3.4), der durch zwei unmittelbar
aufeinanderfolgende Haltestellen begrenzt ist, iberpriift (Num-
mer 4.5).

Kann die Erhebung in diesem Abschnitt nicht vollstdndig
durchgefiihrt werden, ist sie moglichst im néichsten Linien-
abschnitt zu beenden.

6.3.2 Eingeschrinkte Zuléssigkeit der Querschnittserhebung

Querschnittserhebungen diirfen nur dann durchgefiihrt werden,
wenn

- die Durchfiihrung einer Linienerhebung oder einer einge-
schrankten Vollerhebung nur mithilfe eines unverhéltnis-
méBig hohen Einsatzes an Zahlkraften moglich ist;

- sémtliche Fahrten einer Linie in Richtung und Gegenrich-
tung jeweils haltestellengenau denselben Fahrweg bedie-
nen. Ist dies nicht erfiillt, so muss die Linie in allen Perio-
den gleichartig soweit in gesonderte Linien geteilt werden,
bis diese Bedingung auf den neu gebildeten Linien, auf de-
nen die Querschnittserhebung durchgefiihrt werden soll,
erfiillt ist. Auf den neu gebildeten Linien, auf denen keine
Querschnittserhebung durchgefiihrt werden soll, kann die
Linienerhebung oder die eingeschrinkte Vollerhebung
durchgefiihrt werden.

6.3.3 Fahrweg

Die Anzahl und die Auswahl der fiir die Querschnittserhebung
erforderlichen Fahrten bestimmen sich nach Nummer 6.2.2
(einschlieBlich der Auswahl von Verstirkerfahrten fiir die Lini-
en, auf denen die Querschnittserhebung angewandt wird).

Abweichend von Nummer 6.2.2 betrdgt der Mindestauswahl-
satz jedoch 1 Prozent (= 0,010).

6.3.4 Linienabschnitte

Bei den zu erhebenden Linienfahrten in einer Wochenzeit-
schicht sind die Anfangshaltestellen der Linienabschnitte, auf
denen gezdhlt wird, moglichst gleichméBig iber die ganze Li-
nie zu verteilen. Hierzu dient eine systematische Auswahl in
gleich groflen Schritten. Bei S Linienabschnitten einer Linie
und Richtung sowie w ausgewéhlten Linienfahrten in dieser
Richtung in der betreffenden Zeitschicht ist die Anfangshalte-
stelle des ersten Linienabschnitts durch @ bestimmt. Die An-
fangshaltestellen der weiteren zu erhebenden Linienabschnitte
sind jeweils im Abstand r zueinander auszuwéhlen, wobei gilt:

r=8/w

_S-rw-1)

a 2

Die errechneten Werte fiir » und a sind jeweils auf die nédchste
ganze Zahl nach unten abzurunden. Die Zuordnung der so er-
mittelten zu erfassenden Linienabschnitte zu den einzelnen Li-
nienfahrten je Zeitschicht ist beliebig.

6.3.5 Berechnung

Als Prozentsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB IX gilt der
mit einer statistischen Sicherheit von 95 Prozent abgesicherte
Mindestwert fiir das Verhéltnis der Zahl der unentgeltlich be-
forderten zu der Zahl der sonstigen Fahrgéste (Schwerbehin-
dertenquotient). Die hierfiir erforderlichen Berechnungen aus
den Ergebnissen der Querschnittserhebung sind nach der Num-
mer 2.3 der Anlage 2 zu dieser Richtlinie durchzufiihren.

In die Berechnung des Prozentsatzes miissen die Ergebnisse al-
ler Erhebungen einbezogen werden. Dies gilt auch fiir die Erhe-
bungen mit unbefriedigenden Ergebnissen.

7 Anwendung verschiedener Erhebungsverfahren auf
unterschiedlichen Linien

Werden nach Nummer 4.2 mindestens zwei der unter den Num-
mern 5 und 6 genannten drei Erhebungsverfahren auf unter-
schiedliche Linien angewandt, so gilt auch hier als Prozentsatz
im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB IX der mit einer statistischen
Sicherheit von 95 Prozent abgesicherte Mindestwert fiir das
Verhéltnis der Zahl der unentgeltlich beforderten zu der Zahl
der sonstigen Fahrgiste (Schwerbehindertenquotient).

Die hierfiir erforderlichen Berechnungen aus den Erhebungs-
ergebnissen sind nach Anlage 3 zu dieser Richtlinie durchzu-
fithren.

8 Erklirung der Zihlpersonen und Zihlprotokoll
8.1 Information des Zéhlpersonals

Jede Zahlperson hat vor Durchfithrung ihrer ersten Erhebung
durch Unterschrift den Empfang und die Kenntnisnahme eines
Informationsblattes (Anlage 4 zu dieser Richtlinie) zu bestiti-
gen, in dem sie iiber die Bedeutung ihrer Tétigkeit, ihre Pflich-
ten und die rechtlichen Konsequenzen bei Verstofen aufgeklart
wird. Die unterzeichneten Empfangsbestdtigungen sind vom
Unternehmen auf Verlangen der Erstattungsbehérde vorzule-
gen.

8.2 Protokollinhalt

Jede Erhebung ist vom Zahlpersonal in einem Protokoll festzu-
halten. Das Protokoll muss folgende Angaben enthalten:

a) Name der Zahlperson
b) Datum

¢) Erhebungsperiode

d) Wochentag

e) Bezeichnung der Linie
f) Beginn der Linienfahrt
g) Ende der Linienfahrt

h) Tageszeitschicht

i) Zidhlbeginn (Uhrzeit)
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j)  Stundenzuordnung

k) Fahrtrichtung

1) erste Zéhlhaltestelle bei Querschnittserhebung

m) Anzahl der unentgeltlich beférderten schwerbehinderten
Menschen und deren Begleitpersonen

n) Anzahl der sonstigen Fahrgiste ab Vollendung des 6. Le-
bensjahres

o) Unterschrift der Zéhlperson

Protokollvorschldge mit den zum Nachweis notwendigen An-
gaben sind, getrennt nach Erhebungsverfahren, als Anlage 5
dieser Richtlinie beigefiigt.

9 Aufbewahrungsfrist der Zihlunterlagen

Das Unternehmen ist verpflichtet, die vollstindigen Unterlagen
iiber die Verkehrszdhlung bis zum Ablauf von fiinf Jahren nach
Eintritt der Bestandskraft des fiir das betreffende Kalenderjahr
erteilten endgiiltigen Erstattungsbescheides aufzubewahren und
der Erstattungsbehorde auf Verlangen vorzulegen.

10 Anzeigepflicht und Giiltigkeit des Zihlergebnisses
in Folgejahren

Das Durchfiihren einer Verkehrszidhlung nach dieser Richtlinie
ist spatestens zwei Wochen vor deren Beginn der Erstattungs-
behdrde anzuzeigen. Dabei sind das Erhebungsverfahren, die
Erhebungsperioden und die nach Nummer 2.6.3 priifende Ein-
richtung anzugeben. Wird eine Stichprobenerhebung durchge-
fiihrt, sind auf Anforderung vor jeder Erhebungsperiode die
Stichprobenpléne der Erstattungsbehdrde vorzulegen.

Der fiir ein Kalenderjahr nachgewiesene Prozentsatz im Sinne
des § 231 Absatz 5 SGB IX ist auf Antrag der Berechnung der
Erstattungsleistung auch im darauffolgenden Jahr zugrunde zu
legen, sofern das Unternehmen nicht auch in diesem Jahr einen
individuellen Prozentsatz durch Verkehrszdhlung nachweist.
Voraussetzung ist ferner, dass sich im Unternechmen die Fahr-
tenzahl auf keiner Linie wesentlich gedndert hat, keine Linie

eingestellt, neu eingerichtet oder von einem anderen Unterneh-
men {ibernommen wurde. Dariiber hinaus muss der fiir ein Jahr
durch Verkehrszahlung nachgewiesene individuelle Prozent-
satz nach § 231 Absatz 5 SGB IX auch im Folgejahr den pau-
schalen Prozentsatz nach § 231 Absatz 4 SGB IX um mindes-
tens ein Drittel {ibersteigen.

11 Kontrollméglichkeit und Sanktion

Die Erstattungsbehorde hat das Recht, unangemeldete Kont-
rollzahlungen bei den in den Stichprobenplidnen festgelegten
Fahrten durchzufiihren. Auch bei eingeschrénkten Vollerhebun-
gen kann eine Uberpriifung des Zihlvorgangs erfolgen. Die
Erstattungsbehorde hat beziiglich der Zahlungsunterlagen ein
umfassendes Auskunfts- und Kontrollrecht.

Bei Kontrollen festgestellte Verstofe gegen die Festlegungen
zur Erhebung nach dieser Richtlinie kénnen dazu fiithren, dass
das Ergebnis der Verkehrszdhlung als ungiiltig bewertet wird.
Das Unternehmen erhélt in diesem Fall im entsprechenden Jahr
die Fahrgelderstattung in Hohe des Prozentsatzes nach § 231
Absatz 4 SGB IX als Pauschalerstattung. Eine Entscheidung
hierzu ergeht nach Anhdrung des Unternehmens schriftlich
durch die Erstattungsbehorde.

12 Schlussbestimmungen

12.1  Ubergangsbestimmung

Fiir Zahlungen, die vor Inkrafttreten dieser Richtlinie durchge-
fiihrt worden sind oder begonnen haben, gelangen die zum Be-
ginn der Zahlung geltenden Richtlinien zur Anwendung.

12.2  Inkrafttreten/AuBerkrafttreten

Diese Richtlinie einschlieflich Anlagen tritt am 1. Januar 2018

in Kraft. Gleichzeitig tritt die Fahrgelderstattungs-Richtlinie
vom 6. September 2007 (ABI. S. 2051) auBer Kraft.
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Anlage 1

zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

1.1

1.2

1.3

Berechnung des Prozentsatzes bei eingeschrinkter
Vollerhebung

Bezeichnungen
Indices
1 Linie 1=1,2,...,L)
i Erhebungsperiode i=1,2,3,4)
] Wochentag G=1,2,...7)
k Wagenfahrt
(Regel- und Bedarfsverkehr)
am Wochentag j auf Linie]l (k=1,2, ..., le)

Variable Grofien (je Erhebungsperiode)

L Zahl der Linien

m, Zahl der nach dem SGB IX unentgeltlich befor-
derten Fahrgdste (einschlieBlich Begleitperso-
nen) auf Wagenfahrt k an einem Wochentag j
auf Linie 1

n, Zahl der sonstigen Fahrgiste auf Wagenfahrt k

an einem Wochentag j auf Linie |

Berechnung des Verhiltnisses der nach dem SGB IX
unentgeltlich beforderten Fahrgiste zu den sonsti-
gen Fahrgiisten (Schwerbehindertenquotient) je Er-
hebungsperiode i

Zahl der nach dem SGB IX unentgeltlich beférderten
Fahrgédste

M(”:3'Zzzmgk

[ j k
Zahl der sonstigen Fahrgéste

N”'=3'ZZZ”W

I j k
Schwerbehindertenquotient

MO
S ‘B QErhebungsperiadﬂ = W

Berechnung des Prozentsatzes fiir das Kalenderjahr

4

z MY
SBQ= =

4
NO
=1

1

mit den geméf Gliederungsnummer 1.2 je Erhebungs-
periode i ermittelten Werten fiir

M®  Zahl der unentgeltlich beforderten Fahrgiste
N©  Zahl aller sonstigen Fahrgiste

2.1

Anlage 2

zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

Berechnung des Prozentsatzes bei Stichprobenerhe-
bungen

Bezeichnungen
Indices
1 (Erhebungs-)Linie 1=1,2,..,L)
i Erhebungsperiode i=1,2,3,4)
] Wochenzeitschicht G=1,2,...8)
h Tagesstunde innerhalb
einer Wochenzeitschichtj (h=1,2, .., Hj)
k erhobene Wagenfahrt auf
Linie 1 in Wochenzeitschicht j
und Tagesstunde h k=1,2,..,w.)

> Wiih

Variable Grofien (je Erhebungsperiode)

L Zahl der (Erhebungs-)Linien
H, Zahl der Tagesstunden der Wochenzeitschicht j
W, Zahl der erhobenen Wagenfahrten in Tages-
stunde h der Wochenzeitschicht j auf Linie 1
W Gesamtzahl aller Wagenfahrten (einschlief3-
lich Wagenfahrten der Verstarker auf Linie 1)
in Tagesstunde h der Wochenzeitschicht j auf
Linie 1 in der gesamten Erhebungsperiode
m, Zahl der nach dem SGB IX unentgeltlich be-
forderten Fahrgidste auf der erhobenen Wa-
genfahrt k in Tagesstunde h der Wochenzeit-
schicht j auf Linie 1
n Zahl der beforderten sonstigen Fahrgéste auf
der erhobenen Wagenfahrt k in Tagesstunde h
der Wochenzeitschicht j auf Linie 1
g Korrekturfaktor fiir die Zahl der nach dem
SGB IX unentgeltlich beforderten Fahrgiste
in der Tagesstunde h innerhalb der Wochen-
zeitschicht j gemél den in Anlage 6 beigefiig-
ten Tabellen 6.1 bis 6.6 (Tabellen getrennt
nach Betriebstyp, Betriebszweig und Erhe-
bungsperiode; der Betriebstyp ist in Uberein-
stimmung mit der Zuordnung fiir § 3 Absatz 4
der Verordnung iiber den Ausgleich gemein-
wirtschaftlicher Leistungen im Stralenperso-
nenverkehr [PBefAusglV] zu wihlen).
Umrechnungskoeffizienten fiir die Platzkilo-
meterwerte in der Tagesstunde h innerhalb der
Wochenzeitschicht j gemifl den in Anlage 6
beigefiigten Tabellen 6.1 bis 6.6
Platzkilometerangebot in der Tagesstunde h
der Wochenzeitschicht j auf Linie | in der ge-
samten Erhebungsperiode. Die Zahl der Plét-
ze ergibt sich aus der Zahl der Sitz- und Steh-
plétze laut Fahrzeugbrief.

PKM,

ljh
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2.2 Berechnung des Prozentsatzes bei Linienerhebung

2.2.1 Schitzung des Verhiiltnisses der nach dem SGB IX
unentgeltlich beforderten Fahrgiste zu den sonsti-
gen Fahrgisten (Schwerbehindertenquotient)

2.2.1.1 Summe der in der Stichprobe auf den Wagenfahrten in
Tagesstunde h erfassten

a) nach dem SGB IX unentgeltlich beférderten Fahr-
géste

Wi

My = 3 My
=1

b) sonstigen Fahrgéste

Wi

n. =

Iih > Mk
=1

2.2.1.2 Schitzwert fiir die Zahl der auf allen Wagenfahrten in
Tagesstunde h

a) nach dem SGB IX unentgeltlich beférderten Fahr-
géste

b) sonstigen Fahrgéste

p
N, = . o
lj W lj

2.2.1.3 Korrektur des Schitzwertes fiir die Zahl der nach dem
SGB IX unentgeltlich beforderten Fahrgéste in Tages-
stunde h auf das Durchschnittsniveau der gesamten
Wochenzeitschicht j

AN

My, =g, M,

Die Korrekturfaktoren g, sind den in Anlage 6 beige-
fiigten Tabellen 6.1 bis 6.6 zu entnehmen.

2.2.1.4 Schatzwert fiir die Zahl der auf Linie | in der Wochen-
zeitschicht j

a) nach dem SGB IX unentgeltlich befoérderten Fahr-
géste

H
Flj.z
=

J A

My,

M, =

b) sonstigen Fahrgéste

Fy

H/_
' ZNZ/'h

N =
/=

Hierbei berechnen sich Fljh und Flj pauschaliert aus den
Umrechnungskoeffizienten <, gemdl den in Anlage 6
beigefiigten Tabellen 6.1 bis 6.6 und dem Platzkilome-
terangebot der betreffenden Linie zu den jeweiligen
Tagesstunden mithilfe der Beziehungen:

F[/_h =cy,- PKM/,-A
H/_

FI/ = Z Fl/h
h=1

f, ist die Summe lediglich der Werte F,, aus den Tages-
stunden h in Wochenzeitschicht j, in denen die Erhe-
bung mindestens einer Wagenfahrt stattgefunden hat

(leh >0):
Hj
5= 2 F, fiir alle Tagesstunden h mit w;, >0
h=1

2.2.1.5 Schatzwert fiir die Zahl der auf Linie 1

a) nach dem SGB IX unentgeltlich befoérderten Fahr-
géste

57
M= M+ M+ M,
=1 j=6

b) sonstigen Fahrgéste

5 7
N= YN+ YN, N,
=1 j=6

2.2.1.6 Schitzwert fiir die Zahl der im gesamten Betrieb in Er-
hebungsperiode i

a) nach dem SGB IX unentgeltlich befoérderten Fahr-
géste

L
o= S
=1

b) sonstigen Fahrgiste
L
NU= SN,
=1

2.2.1.7 Schitzwert fiir das Verhiltnis der nach dem SGB IX
unentgeltlich beforderten Fahrgéste zu den sonstigen
Fahrgésten (Schwerbehindertenquotient) je Erhebungs-
periode i

MY

S 'B QErhebung,speriade =
NO
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Schitzwert fiir das Verhéltnis der nach dem SGB IX
unentgeltlich beforderten Fahrgdste zu den sonstigen
Fahrgésten fiir das Kalenderjahr

M
SBQ — Jahr

Jahr

Dabei ist

4
M, = 2 MY
’ =1

4
N/ahr = zl N(I)
=

Schiitzung der Varianz des Verhéltnisses der nach
dem SGB IX unentgeltlich beforderten Fahrgiste zu
den sonstigen Fahrgisten

Schitzwert fiir die Varianz der Zahl der nach dem
SGB IX unentgeltlich beférderten Fahrgéste je Linie 1
und Wochenzeitschicht j

V(M)= ij . F/fz . [_[j I/V’/"l2 Sy 2
Ij w—1 f_2 Z _2 lih
1/ v h=1\ Wi
Dabei ist
Hj
i /Elw’jh
und
2 Wz M, :
Vg = Z Ein My — 7 "My
k=1 y

sowie M, N, F.und f gemil Gliederungsnum-
J U U J
mer 2.2.1.4.

Schitzwert fiir die Varianz je Linie |

5 7
VIM,) =Y. V(M) +3, V(M,) + V(M,,)
j=1 Jj=6

Schitzwert fiir die Varianz je Erhebungsperiode i
L

VM) =3 V(M,)
=1

Schitzwert fiir die Varianz des Verhiltnisses der nach
dem SGB IX unentgeltlich befoérderten Fahrgiste zu
den sonstigen Fahrgésten (Schwerbehindertenquotient)
je Erhebungsperiode i

VM)
CE

V(SBQE' b iuu’L)

2.2.2.5 Schatzwert fiir die Varianz des Verhéltnisses der nach

2.2.3

2.3

2.3.1

23.1.1

dem SGB IX unentgeltlich beférderten Fahrgiste zu
den sonstigen Fahrgésten fiir das Kalenderjahr

V(M

Jahr)

V(SBQ) =

Jahr

Dabei ist

4
Vi, ) =2 V(M?)
i=1

Jeder Schitzwert V(M®) fiir die Varianz der Zahl der
nach dem SGB IX unentgeltlich beforderten Fahrgéste
in der Erhebungsperiode i wird geméll Gliederungs-
nummer 2.2.2.3 ermittelt. Der Schitzwert N, fiir die
Zahl der sonstigen Fahrgiste in den vier Erhebungspe-
rioden ist gemdB Gliederungsnummer 2.2.1.8 zu ermit-
teln.

Berechnung des Prozentsatzes fiir die Erstattung
der Fahrgeldausfille

Als Bemessungswert fiir die Erstattung der Fahr-
geldausfille wird die untere 95-Prozent-Grenze SBQ,
des Schwerbehindertenquotienten errechnet:

SBQ,. = SBQ — 1,645 - NV(SBQ)
Dabei ist

- SBQ der Schitzwert fiir den Schwerbehinderten-
quotienten gemal Gliederungsnummer 2.2.1.8

- V(SBQ) der Schétzwert fiir die Varianz des Schwer-
behindertenquotienten geméf Gliederungsnum-
mer 2.2.2.5.

Bei der Festsetzung des Prozentsatzes sich ergebende
Bruchteile von 0,005 und mehr werden auf ganze Hun-
dertstel aufgerundet, im Ubrigen abgerundet.

Berechnung des Prozentsatzes bei Querschnitts-
erhebung

Schétzung des Verhiltnisses der nach dem SGB IX
unentgeltlich beforderten Fahrgiste zu den sonsti-
gen Fahrgisten (Schwerbehindertenquotient)

Summe der in den ausgewihlten Querschnitten in Ta-
gesstunde h erfassten

a) nach dem SGB IX unentgeltlich beforderten Fahr-
géste

leh

my, = Z M
k=1
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b) sonstigen Fahrgiste

Wy,

My = Z o
k=1

2.3.1.2 Schitzwert fiir die Zahl der auf allen Wagenfahrten in

23.1.3

Tagesstunde h

a) nach dem SGB IX unentgeltlich beforderten Fahr-

géste
Fg/h wennm, +n. >0
=" o [ R
ljh ik ansonsten M, =
b+ ljh v
b) sonstigen Fahrgaste
Ey wennm, +n, >0
N =—" .5 g T Y
j m. n jh ansonsten N, = 0
iih + " ijn 4

Fiir die Bestimmung von Fy, gilt Gliederungsnum-
mer 2.2.1.4 Satz 2 entsprechend.

Der Schitzwert fiir die Zahl der in Tagesstunde h nach
dem SGB IX unentgeltlich beforderten Fahrgdste wird
auf das Durchschnittsniveau der gesamten Wochenzeit-
schicht j entsprechend der Gliederungsnummer 2.2.1.3
korrigiert.

2.3.1.4 Die Schitzwerte fiir die Zahl der auf der Linie | in der

2.3.2

gesamten Wochenzeitschicht j nach dem SGB IX
unentgeltlich beforderten und der sonstigen Fahrgiste
berechnen sich entsprechend der Gliederungsnum-
mer 2.2.1.4. Der weitere Berechnungsablauf entspricht
den Gliederungsnummern 2.2.1.5 bis 2.2.1.8.

Schiitzung der Varianz des Verhiltnisses der nach
dem SGB IX unentgeltlich beforderten Fahrgiste zu
den sonstigen Fahrgésten

Schitzwert flir die Varianz der Zahl der unentgeltlich be-
forderten Fahrgiste je Linie 1 und Wochenzeitschicht j:

V(M):LF_IIZQ(LV z)
I . lih

j w, - 1 fl/‘2 =l (mljh + nth)z j
Dabei ist

Hj
w, = Z Wy,
h=1

und
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mit Mli, Nlj’ Fli und flj gemdfl Gliederungsnum-
mer 2.2.1.4. '

Die weiteren Berechnungen sind entsprechend den
Gliederungsnummern 2.2.2.2 bis 2.2.2.5 vorzunehmen.

Berechnung des Prozentsatzes fiir die Erstattung
der Fahrgeldausfille

Als Bemessungswert fiir die Erstattung der Fahr-
geldausfille wird die untere 95-Prozent-Grenze SBQ,
des Schwerbehindertenquotienten errechnet:

SBO,, = SBO — 1,645 - NV(SBQ)
Dabei ist

- SBQ der Schitzwert fiir den Schwerbehinderten-
quotienten aus Gliederungsnummer 2.3.1

- V(SBQ) der Schitzwert fiir die Varianz des Schwer-
behindertenquotienten aus Gliederungsnummer 2.3.2.

Bei der Festsetzung des Prozentsatzes sich ergebende

Bruchteile von 0,005 und mehr werden auf ganze Hun-
dertstel aufgerundet, im Ubrigen abgerundet.

Anlage 3

zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

3.1

Berechnung des Prozentsatzes bei Anwendung ver-
schiedener Erhebungsverfahren

Bei Anwendung von zwei oder allen drei der genannten
Erhebungsverfahren (eingeschrinkte Vollerhebung, Li-
nienerhebung, Querschnittserhebung) auf unterschied-
lichen Linien ist eine Berechnung des Prozentsatzes
wie folgt moglich:

Schiitzung des Schwerbehindertenquotienten

Schatzwert fiir die Zahl der

a) nach dem SGB IX unentgeltlich beforderten Fahr-

giste
v F, M, N F, M,
Jahr
MVL + NVL MQ + NQ
b) sonstigen Fahrgiste
N F, N, N F, N,
ahr
MM, + N, M,+N,
mit
M, =M, +M,
NVL - NV + NL

FVL = FV + FL
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3.2

3.2.1
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Dabei bezeichnen M, M|, MQ und N, N, NQ die ge-
mél Gliederungsnummer 1.2 beziehungsweise 2.2.1
beziehungsweise 2.3.1 ermittelten Zahlen der nach dem
SGB IX unentgeltlich beforderten beziehungsweise der
sonstigen Fahrgéste in allen vier Erhebungsperioden
jeweils auf allen Linien, auf denen die eingeschrénkte
Vollerhebung (Index V), die Linienerhebung (L) bezie-
hungsweise die Querschnittserhebung (Q) durchgefiihrt
wurde. AuBlerdem bezeichnen

8

F,=2 X F,
1, -1
8

F-Y 3,
I =1
8

FQ=Z ZF//
I, =1

die Summen iiber die F,-Werte gemil Gliederungs-
nummer 2.2.1.4 iiber die Linien 1, mit Vollerhebung
bezichungsweise iiber die Linien 1 mit Linienerhebung
bezichungsweise iiber die Linien 1, mit Querschnitts-
erhebung.

Wurde eines der drei Erhebungsverfahren auf keiner
Linie durchgefiihrt, so sind die entsprechenden Werte
M,, N, bezichungsweise M , N, beziechungsweise FQ
gleich Null zu setzen.

Schéitzwert fiir den Schwerbehindertenquotienten

Jahr

M
SBQ = —

Jahr

Schiitzung der Varianz des Verhiltnisses der unent-
geltlich beforderten Fahrgiiste zu den sonstigen
Fahrgisten

Schitzwert fiir die Varianz der Zahl der nach dem
SGB IX unentgeltlich beforderten Fahrgiste

F2 V(M) N Fp-V(M,)

VM, )=
( Jahr) (MVL + NVL)Z (MQ + NQ)Z

Dabei bezeichnen V(M ) und V(MQ) die gemaf Gliede-
rungsnummer 2.2.2 bezichungsweise 2.3.2 ermittelten
Schitzwerte fiir die Varianz der Zahl der nach dem
SGB IX unentgeltlich beforderten Fahrgéste in allen
vier Erhebungsperioden jeweils auf allen Linien, auf
denen die Linienerhebung (L) beziehungsweise die
Querschnittserhebung (Q) durchgefiihrt wurde.

3.2.2 Schitzwert fiir die Varianz des Verhiltnisses der

3.3

nach dem SGB IX unentgeltlich beforderten Fahr-
giste zu den sonstigen Fahrgiisten fiir das Kalender-
jahr

v
V(SBQ) = I M) 2""”‘)

Jahr

Berechnung des Prozentsatzes fiir die Erstattung
der Fahrgeldausfille

Als Bemessungswert fiir die Erstattung der Fahr-
geldausfille wird die untere 95-Prozent-Grenze SBQ,,
des Schwerbehindertenquotienten errechnet.

SBQ,. = SBQ — 1,645 - NV(SBQ)
Dabei ist

- SBQ der Schitzwert fiir den Schwerbehinderten-
quotienten aus Gliederungsnummer 3.1.2

- V(SBQ) der Schitzwert fiir die Varianz des
Schwerbehindertenquotienten aus Gliederungs-
nummer 3.2.2.

Anlage 4

zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

Informationsblatt fiir das Zihlpersonal fiir Erhebungen ge-
mif § 231 Absatz 5 SGB IX

Die sorgfiltige Durchfiihrung und Dokumentation der Erhe-
bung ist Voraussetzung dafiir, dass die Erstattungsbehorde dem
Unternehmen die durch die unentgeltliche Beforderung von
schwerbehinderten Menschen und deren Begleitpersonen ent-
stehenden Fahrgeldausfille erstatten kann.

1.

Die Verkehrszahlung kann in Form der eingeschriankten
Vollerhebung, der Linienerhebung oder der Querschnittser-
hebung durchgefiihrt werden. Fiir jede Zahlfahrt werden
das Zéhldatum sowie die anzuwendende Erhebungsart auf
einem Zéhlprotokoll notiert.

Bei der eingeschrinkten Vollerhebung werden alle auf
der gesamten Fahrt beférderten Fahrgéste im gesamten Ver-
kehrsmittel - bei mehreren Wagen also in allen Wagenein-
heiten - gezéhlt.

Bei der Stichprobenerhebung als Linienerhebung werden
alle auf der gesamten Fahrt beforderten Fahrgéste in nur
einer Wageneinheit gezdhlt, die bei aus mehreren Wagen-
einheiten bestehenden Verkehrsmitteln zufillig bestimmt
wird.

Bei der Stichprobenerhebung als Querschnittserhebung
werden auf einem vorher festgelegten Linienabschnitt zwi-
schen zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Haltestellen
samtliche sich in einem Wagen befindenden Fahrgéste er-
fasst.
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Bei der Zahlung muss jede zu erfassende Person (abhéngig
vom Erhebungsverfahren, siche Nummern 2, 3, 4) ab voll-
endetem 6. Lebensjahr genau einer der beiden folgenden
Gruppen zugeteilt werden:

a) Gruppe 1:

Schwerbehinderte Menschen mit giiltigem Schwerbehin-
dertenausweis und Beiblatt mit giiltiger Wertmarke und,
sofern der schwerbehinderte Mensch zur Mitnahme einer
Begleitperson berechtigt ist, auch die Begleitperson des
schwerbehinderten Menschen.

Die Zuordnung zur Gruppe 1 darf nur erfolgen, nachdem
die Zahlperson das Vorliegen der nachstehenden Vorausset-
zungen zur unentgeltlichen Beforderung gepriift und fest-
gestellt hat:

- Fiir den schwerbehinderten Menschen: Giiltiger griin-
orangefarbener Schwerbehindertenausweis und ein
Beiblatt zum Ausweis mit giiltiger Wertmarke.

- Fir die Begleitperson des schwerbehinderten Men-
schen: Auf den schwerbehinderten Menschen ausge-
stellter, giiltiger griin-orangefarbener Schwerbehinder-
tenausweis, bei dem auf der Vorderseite das Merkzei-
chen ,,B“ und der Satz: ,,Die Berechtigung zur Mit-
nahme einer Begleitperson ist nachgewiesen® oder
der Satz ,,Die Notwendigkeit stindiger Begleitung ist
nachgewiesen* vorgedruckt und nicht gestrichen ist.

Liegen die Voraussetzungen zur unentgeltlichen Beforde-
rung einer Begleitperson gemél SGB IX vor, ist je schwer-
behinderten Menschen nur eine Begleitperson freifahrt-
berechtigt. Eventuell vorhandene weitere Begleitpersonen
zdhlen zur Gruppe 2. Ist keine Begleitperson anwesend, ist
im Zahlprotokoll dafiir keine Person zu notieren.

b) Gruppe 2:

Alle anderen Fahrgiste einschlieflich Freifahrende (zum
Beispiel Betriebsangehorige) und Schwarzfahrende.

Zu allen anderen Fahrgésten der Gruppe 2 gehoren insbe-
sondere auch:

- Schwerbehinderte Menschen mit einem griinen
Schwerbehindertenausweis,

- Schwerbehinderte Menschen mit einem griin-orange-
farbenen Schwerbehindertenausweis ohne Beiblatt zum
Schwerbehindertenausweis,

- Schwerbehinderte Menschen ohne giiltige Wertmar-
ke auf dem Beiblatt zum Schwerbehindertenausweis,

- Begleitperson eines schwerbehinderten Menschen, so-
fern der schwerbehinderte Mensch die Berechtigung
zur unentgeltlichen Mitnahme nicht nachweisen kann
(Fehlen des Merkzeichens ,,B“ und des Satzes ,,Die
Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson ist
nachgewiesen bezichungsweise des Satzes ,,Die Not-
wendigkeit stindiger Begleitung ist nachgewiesen®),

- Begleitperson eines schwerbehinderten Menschen mit
eigenem Fahrausweis.

6. Zur Erfassung der Fahrgéste ist zunachst unmittelbar nach

deren Befragung eine zwischen den beiden Gruppen unter-
scheidende Strichliste zu fithren (die Zahlprotokollvor-
schldge enthalten hierfiir Leerfelder entsprechend den
Gruppen von Fahrgésten). Von den Protokollen getrennte
Zidhlvermerke sind nicht zu fithren. Wurden fiir eine Grup-
pe keine Fahrgdste gezahlt, ist dies durch einen horizonta-
len Querstrich zu dokumentieren. Unmittelbar nach Been-
digung der Fahrt sind die fiir beide Gruppen ermittelten
Anzahlen in das nebenstehende Feld fiir die Summenwerte
einzutragen.

Die Summen und Unterschrift sind mit demselben Schreib-
gerdt (Kugelschreiber) zu leisten. Korrekturen in den Sum-
menangaben sind nur giiltig, wenn sie von der Zahlperson
abgezeichnet werden.

Durch ihre Unterschrift unter dem Zahlprotokoll bestdtigt
die Zéhlperson, dass sie die von ihr notierten Anzahlen kor-
rekt ermittelt und notiert hat.

9. Raum fiir unternechmensspezifische Hinweise:

Erklirung der Zihlperson

Das vorliegende Informationsblatt ist mir vor der Zdhlung
ausgehindigt worden. Uber das Verfahren der Zihlung und
das Vorgehen bei der Zahlung bin ich belehrt worden. Das
Verfahren der Zdhlung und das Vorgehen bei der Zdhlung
habe ich verstanden.

Mir ist bekannt, dass festgestellte VerstoBe gegen die hier ge-
nannten Regelungen zur Unwirksamkeit der gesamten Erhe-
bung fiihren kénnen.

Durch meine Unterschrift bestétige ich, dass ich dieses Infor-
mationsblatt zur Kenntnis genommen habe und dem Inhalt
entsprechend verfahren werde.

Ort, Datum und Unterschrift der Zéhlperson
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Anlage 5
zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

Zahlprotokoll eingeschrankte Vollerhebung

Erhebungsperiode: W || F||S||H

Jahr

Liniennummer:

Fahrthnummer:

Fahrtrichtung: 1112

Datum:

Wochentagstyp: 111213
MF SA SO

Fahrtbeginn:

Fahrtende/Stunde:

Name der Zahlperson:

Von der Zahlperson auszufillen

Zahlbeginn (Uhrzeit):

Summenwerte (von der
Zahlperson einzutragen!)
Freifahrtberechtigte Schwerbehinderte und deren freifahrtberechtigte Begleitpersonen : ‘ ‘

Sonstige Fahrgaste ab vollendetem 6. Lebensjahr

L]

Unterschrift der Zahlperson:
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Zahlprotokoll Linienerhebung

Erhebungsperiode: W || F||S||H

Jahr

Liniennummer:

Fahrthnummer:

Fahrtrichtung: 1112

Datum:

Wochentagstyp:

Fahrtbeginn:

Fahrtende/Stunde:

Name der Zahlperson:

1

2

3

MF SA SO

Von der Zahlperson auszufiillen

Zahlbeginn (Uhrzeit):

Freifahrtberechtigte Schwerbehinderte und deren freifahrtberechtigte Begleitpersonen

Sonstige Fahrgaste ab vollendetem 6. Lebensjahr

Unterschrift der Zahlperson:

Summenwerte (von der
Zahlperson einzutragen!)

D

Dl
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Zahlprotokoll Querschnittserhebung

Erhebungsperiode: W || F||S||H

Jahr

Liniennummer:

Fahrthnummer:

Fahrtrichtung: 1112

Datum:

Wochentagstyp: 1112]1(3
MF SA SO

Fahrtbeginn:

Fahrtende/Stunde:

Zahlbeginn (Haltestelle):

Name der Zahlperson:

Von der Zahlperson auszufiillen

Zahlbeginn (Uhrzeit):

Summenwerte (von der
Zahlperson einzutragen!)
Freifahrtberechtigte Schwerbehinderte und deren freifahrtberechtigte Begleitpersonen : ‘ ‘

Sonstige Fahrgaste ab vollendetem 6. Lebensjahr

L]

Unterschrift der Zahlperson:




Korrekturfaktoren g, und Umrechnungskoeffizienten [ fiir

- Betriebstyp:
- Betriebszweig: Schienengebundener Linienverkehr, Verkehr mit Obussen und Wasserfahrzeugen

Alle
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Anlage 6 - Tabelle 6.1
zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

- Perioden: Winter, Friihjahr, Herbst
Wochentagstyp
Uhrzeit MF SA SO
] h i Cin h in Cin h Sin Cin

05 - 06 1 1,14 0,25 1 1,25 0,12 1 1,93 0,41
06 - 07 2 1,08 0,42 2 1,20 0,15 2 1,95 0,12
07 -08 : 3 1,25 0,79 3 1,14 0,26 3 1,98 0,14
08 - 09 4 0,72 0,61 4 0,91 0,45 4 1,37 0,23
09-10 1 1,04 0,60 5 0,98 0,65 5 0,91 0,30
10-11 2 2 0,92 0,58 6 0,86 0,65 6 0,84 0,43
11-12 3 1,05 0,62 7 0,92 0,53 7 0,96 0,54
12-13 1 1,00 0,66 8 0,94 0,67 8 0,95 0,30
13-14 3 2 1,00 0,81 9 1,09 0,68 9 0,96 0,71
14-15 3 0,99 0,80 10 1,03 0,64 10 0,95 0,71
15-16 1 0,90 0,79 11 1,12 0,53 11 0,91 0,63
16 -17 2 0,91 0,79 1 0,81 0,61 12 0,73 0,52
17-18 4 3 1,04 0,69 2 0,81 0,52 13 0,99 0,58
18-19 4 1,12 0,55 3 0,88 0,55 14 1,45 0,44
19 -20 5 1,39 0,42 4 0,97 0,47 15 1,65 0,42
20-21 1 1,19 0,33 5 1,04 0,65 16 1,77 0,21
21-22 2 0,95 0,37 6 1,17 0,37 17 1,80 0,13
22-23 5 3 0,83 0,35 7 1,35 0,35 18 1,84 0,12
23-24 4 0,96 0,27 8 1,78 0,31 19 1,87 0,03
24 -01 5 0,95 0,15 9 1,95 0,51 20 1,90 0,01
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Anlage 6 - Tabelle 6.2
zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

Korrekturfaktoren g, und Umrechnungskoeffizienten [ fiir

- Betriebstyp:  Alle
- Betriebszweig: Schienengebundener Linienverkehr, Verkehr mit Obussen und Wasserfahrzeugen

- Periode: Sommer
Wochentagstyp
Uhrzeit MF SA SO
J h Zin Cin ] h Sin Cin ] h Sin S

05 - 06 1 0,73 0,21 1 1,45 0,15 1 2,60 0,38
06 - 07 2 1,19 0,32 2 1,36 0,11 2 2,40 0,11
07 -08 : 3 1,11 0,36 3 1,26 0,23 3 1,50 0,13
08 - 09 4 0,93 0,38 4 1,16 0,24 4 0,85 0,31
09-10 1 1,00 0,52 5 0,79 0,39 5 0,92 0,30
10-11 2 2 0,94 0,52 6 6 0,86 0,39 6 1,06 0,37
11-12 3 1,06 0,59 7 1,00 0,25 7 0,77 0,31
12-13 1 0,97 0,59 8 1,04 0,47 8 0,83 0,40
13-14 3 2 0,92 0,57 9 1,27 0,63 9 1,02 0,60
14-15 3 1,14 0,56 10 1,06 0,50 10 0,96 0,49
15-16 1 0,82 0,51 11 0,91 0,33 8 11 0,93 0,32
16 -17 2 0,94 0,50 1 0,84 0,44 12 0,68 0,44
17-18 4 3 0,98 0,47 2 0,92 0,38 13 0,89 0,40
18-19 4 1,21 0,35 3 0,77 0,30 14 1,09 0,41
19 -20 5 1,42 0,39 4 0,99 0,39 15 1,97 0,35
20-21 1 0,93 0,30 7 5 1,24 0,38 16 2,00 0,30
21-22 2 1,20 0,35 6 1,05 0,28 17 1,70 0,19
22-23 5 3 1,08 0,24 7 2,24 0,18 18 1,70 0,13
23-24 4 1,00 0,23 8 2,48 0,24 19 2,60 0,09
24 -01 5 1,00 0,13 9 2,60 0,25 20 2,60 0,04
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Anlage 6 - Tabelle 6.3
zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

Korrekturfaktoren g, und Umrechnungskoeffizienten [ fiir

- Betriebstyp:  iiberwiegend Orts- und Nachbarortslinienverkehr
- Betriebszweig: Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen

- Perioden: Winter, Friihjahr, Herbst
Wochentagstyp
Uhrzeit MF SA SO
J h Zin Cin ] h Sin Cin ] h Sin S

05 - 06 1 1,04 0,13 1 2,91 0,07 1 2,00 0,16
06 - 07 2 1,13 0,19 2 2,00 0,09 2 1,80 0,05
07 -08 : 3 1,29 0,48 3 1,49 0,14 3 1,26 0,06
08 - 09 4 0,70 0,42 4 0,82 0,16 4 0,97 0,14
09-10 1 1,05 0,41 5 0,79 0,28 5 0,97 0,24
10-11 2 2 0,90 0,41 6 6 0,80 0,35 6 0,98 0,31
11-12 3 1,06 0,42 7 0,97 0,41 7 0,81 0,30
12-13 1 0,95 0,46 8 1,06 0,41 8 0,90 0,34
13-14 3 2 1,20 0,46 9 1,02 0,38 9 0,83 0,40
14-15 3 0,88 0,47 10 1,14 0,42 10 0,82 0,44
15-16 1 0,90 0,44 11 1,12 0,41 8 11 0,85 0,44
16 -17 2 0,92 0,41 1 0,75 0,43 12 0,90 0,40
17-18 4 3 1,01 0,41 2 0,76 0,32 13 0,93 0,46
18-19 4 1,17 0,34 3 0,91 0,23 14 1,17 0,34
19 -20 5 1,31 0,28 4 1,09 0,23 15 1,42 0,41
20-21 1 0,88 0,24 7 5 1,19 0,26 16 1,73 0,41
21-22 2 0,99 0,21 6 2,04 0,22 17 1,19 0,27
22-23 5 3 1,21 0,20 7 1,63 0,18 18 1,46 0,25
23-24 4 1,14 0,12 8 2,36 0,16 19 3,67 0,06
24 -01 5 1,13 0,07 9 4,70 0,26 20 5,34 0,03
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Anlage 6 - Tabelle 6.4
zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

Korrekturfaktoren g, und Umrechnungskoeffizienten [ fiir

- Betriebstyp:  iiberwiegend Orts- und Nachbarortslinienverkehr
- Betriebszweig: Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen

- Periode: Sommer
Wochentagstyp
Uhrzeit MF SA SO
J h Zin Cin ] h Sin Cin ] h Sin S

05 - 06 1 2,33 0,10 1 2,09 0,08 1 3,40 0,25
06 - 07 2 1,15 0,18 2 1,96 0,06 2 3,26 0,07
07 -08 : 3 1,16 0,24 3 1,09 0,12 3 3,08 0,09
08 - 09 4 0,72 0,28 4 0,99 0,18 4 0,89 0,20
09-10 1 1,00 0,34 5 0,84 0,28 5 1,04 0,19
10-11 2 2 0,96 0,38 6 6 0,79 0,31 6 0,90 0,26
11-12 3 1,04 0,39 7 1,00 0,31 7 0,85 0,26
12-13 1 1,01 0,34 8 1,05 0,36 8 0,81 0,26
13-14 3 2 1,01 0,34 9 1,04 0,31 9 0,85 0,38
14-15 3 0,98 0,36 10 1,12 0,31 10 0,90 0,36
15-16 1 0,90 0,33 11 1,10 0,27 8 11 0,91 0,37
16 -17 2 0,95 0,36 1 0,81 0,24 12 0,92 0,28
17-18 4 3 0,99 0,30 2 0,92 0,22 13 0,91 0,36
18-19 4 1,12 0,29 3 0,87 0,22 14 1,01 0,27
19 -20 5 1,27 0,22 4 0,91 0,16 15 1,59 0,29
20-21 1 0,83 0,20 7 5 0,82 0,28 16 1,25 0,25
21-22 2 0,97 0,21 6 1,05 0,20 17 1,50 0,16
22-23 5 3 1,09 0,17 7 2,94 0,13 18 2,60 0,11
23-24 4 1,29 0,16 8 3,25 0,18 19 2,87 0,07
24 -01 5 3,37 0,09 9 4,32 0,18 20 3,09 0,03
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Anlage 6 - Tabelle 6.5
zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

Korrekturfaktoren g, und Umrechnungskoeffizienten [ fiir

- Betriebstyp:  {iberwiegend sonstiger Linienverkehr (Uberlandlinienverkehr)
- Betriebszweig: Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen

- Perioden: Winter, Friihjahr, Herbst
Wochentagstyp
Uhrzeit MF SA SO
j h & % j h & % j h & %

05 - 06 1 0,58 0,06 1 1,01 0,03 1 1,70 0,02
06 - 07 | 2 0,88 0,09 2 1,24 0,03 2 1,40 0,02
07 -08 3 1,46 0,34 3 1,09 0,03 3 1,09 0,03
08 - 09 4 0,49 0,15 4 0,94 0,04 4 0,82 0,03
09 -10 1 0,71 0,09 5 0,84 0,06 5 0,82 0,04
10-11 2 2 0,69 0,08 6 6 0,98 0,08 6 0,94 0,05
11-12 3 1,34 0,18 7 0,95 0,07 7 0,89 0,05
12-13 1 0,99 0,21 8 0,97 0,06 8 0,90 0,05
13-14 3 2 1,33 0,22 9 1,04 0,06 9 0,90 0,05
14-15 3 0,54 0,12 10 1,07 0,06 10 0,95 0,06
15-16 1 1,06 0,12 11 1,11 0,09 8 11 0,96 0,07
16 -17 2 1,01 0,12 1 0,84 0,06 12 0,96 0,06
17-18 4 3 0,99 0,09 2 0,93 0,06 13 1,01 0,05
18-19 4 0,95 0,07 3 0,96 0,07 14 1,02 0,06
19 -20 5 0,94 0,06 4 1,02 0,07 15 1,04 0,04
20-21 1 0,88 0,06 7 5 1,11 0,05 16 1,18 0,04
21-22 2 1,14 0,05 6 1,41 0,05 17 1,31 0,05
22-23 5 3 1,09 0,04 7 1,20 0,05 18 2,34 0,05
23-24 4 1,04 0,04 8 1,70 0,04 19 2,89 0,04
24 -01 5 1,65 0,04 9 2,01 0,08 20 3,19 0,05
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Anlage 6 - Tabelle 6.6
zur Fahrgelderstattungs-Richtlinie vom 24. November 2017

Korrekturfaktoren g, und Umrechnungskoeffizienten [ fiir

- Betriebstyp:  {iberwiegend sonstiger Linienverkehr (Uberlandlinienverkehr)
- Betriebszweig: Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen

- Periode: Sommer
Wochentagstyp
Uhrzeit MF SA SO
j h i Cin j h Sin Cin i h Sin S

05 - 06 1 1,41 0,05 1 1,23 0,03 1 1,70 0,01
06 -07 2 1,12 0,05 2 1,18 0,02 2 1,42 0,03
07-08 ! 3 0,95 0,06 3 1,02 0,03 3 1,06 0,04
08 - 09 4 0,80 0,05 4 0,98 0,04 4 0,76 0,03
09-10 1 1,00 0,06 5 0,93 0,05 5 0,95 0,04
10 - 11 2 2 1,02 0,06 6 6 0,85 0,05 6 0,96 0,04
11-12 3 0,96 0,03 7 0,90 0,06 7 0,85 0,04
12-13 1 0,97 0,07 8 1,06 0,05 8 1,00 0,05
13-14 3 2 1,02 0,05 9 1,06 0,05 9 0,83 0,05
14-15 3 1,01 0,04 10 1,07 0,05 10 0,91 0,03
15-16 1 0,97 0,05 11 1,10 0,05 ; 11 1,14 0,04
16 - 17 2 0,98 0,07 1 0,87 0,01 12 0,89 0,05
17-18 4 3 1,00 0,04 2 0,84 0,05 13 1,01 0,04
18-19 4 1,02 0,06 3 0,89 0,04 14 0,98 0,06
19-20 5 1,16 0,02 4 1,02 0,05 15 0,89 0,04
20-21 1 0,93 0,04 7 5 0,93 0,04 16 1,09 0,04
21-22 2 1,06 0,04 6 1,46 0,07 17 1,38 0,06
22-23 5 3 0,91 0,04 7 1,78 0,05 18 2,86 0,06
23-24 4 1,18 0,03 8 0,97 0,03 19 3,27 0,04
24 -01 5 1,54 0,05 9 2,14 0,05 20 3,50 0,03




Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 52 vom 27. Dezember 2017 1235

Gemeinsame Richtlinie
des Ministeriums fiir Arbeit,

Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie und

des Ministeriums fiir Wirtschaft und Energie

zur Forderung von Existenzgriindungen und
Unternehmensnachfolgen im Land Brandenburg

durch Qualifizierungs- und Coachingmafinahmen

1.1

in der EU-Forderperiode 2014 - 2020
(Existenzgriindungsrichtlinie)

Vom 22. November 2017

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land Brandenburg gewéhrt nach Maligabe die-
ser Richtlinie, der §§ 23 und 44 der Landeshaushalts-
ordnung (LHO) und der hierzu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften (VV) sowie des Operationellen Pro-
gramms des Landes Brandenburg fiir den Europé-
ischen Sozialfonds (ESF) 2014 - 2020, Prioritdts-
achse A, Zuwendungen aus Mitteln des ESF und des
Landes zur Unterstiitzung von Griindungswilligen
und Unternehmensnachfolgenden durch Qualifizie-
rungs- und Coachingmalinahmen.

Dariiber hinaus sind in der jeweils geltenden Fassung
anzuwenden:

- Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européa-
ischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber
den Europdischen Fonds fiir regionale Entwick-
lung, den Européischen Sozialfonds, den Kohési-
onsfonds, den Europdischen Landwirtschafts-
fonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums
und den Europdischen Meeres- und Fischerei-
fonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber
den Europidischen Fonds fiir regionale Entwick-
lung, den Europédischen Sozialfonds, den Koha-
sionsfonds und den Europdischen Meeres- und
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verord-
nung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347
vom 20.12.2013, S. 320);

- Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember
2013 iiber den Européischen Sozialfonds und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006
des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 470);

- Mitteilung der Kommission iiber die Anwendung
der Beihilfevorschriften der Europdischen Union
auf Ausgleichsleistungen fiir die Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse (ABI. C 8 vom 11.1.2012, S. 4);

- Beschluss der Kommission vom 20. Dezember
2011 tiber die Anwendung von Artikel 106 Ab-
satz 2 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Eu-
ropéischen Union auf staatliche Beihilfen in Form

1.2

1.3

von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter
Unternehmen, die mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft-
lichem Interesse betraut sind (ABl. L 7 vom
11.1.2012, S. 3);

- Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission
vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeits-
weise der Europdischen Union auf De-minimis-
Beihilfen (ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 1).

Ein Anspruch auf Gewidhrung der Zuwendung besteht
nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehorde
aufgrund ihres pflichtgeméaf3en Ermessens im Rahmen
der verfliigbaren Haushaltsmittel.

Erfolgreiche Existenzgriindungen und Unternehmens-
nachfolgen sind fiir die wirtschaftliche Entwicklung
sowie den Erhalt und die Steigerung von Beschéfti-
gung und Wettbewerbsfahigkeit im Land Branden-
burg von groBler Bedeutung. Die Landesregierung
verfolgt den strategischen Ansatz, Existenzgriindun-
gen als Alternative zur Erwerbs- beziehungsweise Ar-
beitslosigkeit zu unterstiitzen.

Ziel der Forderung ist es, zur Weiterentwicklung einer
Kultur der Selbststandigkeit und des unternehmeri-
schen Denkens beizutragen, neue Selbststandigkeit im
Land Brandenburg zu schaffen, um somit mittelfristig
Arbeitsplatzeffekte zu erzielen, sowie die Zahl inno-
vativer Existenzgriindungen in Brandenburg und da-
mit die Bindung von Know-how und insbesondere
von Fachkriften an die Region zu erhéhen.

Neben einem flichendeckenden allgemeinen Bera-
tungsangebot sind hierzu spezifische Angebote fiir
besondere Zielgruppen (Menschen mit Migrations-
hintergrund, junge Leute und Studierende, Alumni
und Beschiftigte an Hochschulen) sowie Angebote
zur Unterstlitzung von innovativen Griindungen vor-
gesehen.

Die Unterstiitzung von Griindungswilligen und Un-
ternehmensnachfolgenden erfolgt in der Vorgriin-
dungs- und in besonderen Fillen in der Ubergangs-
phase.

Der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und
Maénnern ist einzuhalten. Dabei ist das Gender-Main-
streaming-Prinzip anzuwenden, das heif3t, bei der Pla-
nung, Durchfithrung und Begleitung der Maflnahmen
sind ihre Auswirkungen auf die Gleichstellung von
Frauen und Ménnern aktiv zu beriicksichtigen und in
der Berichterstattung darzustellen. Die vorgesehenen
gleichstellungsférdernden Aktivitéten sind im Forder-
antrag darzustellen, erzielte Ergebnisse sind in der
Berichterstattung zu dokumentieren. Insbesondere
soll die Griindung durch Frauen und die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf durch geeignete Angebote un-
terstiitzt werden.
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Der Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdis-
kriminierung im Hinblick auf Geschlecht, ethnische
Herkunft, Religion oder Weltanschauung, eine Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung ist
einzuhalten. Die Zugénglichkeit fir Menschen mit
Behinderungen zu den nach dieser Richtlinie unter-
stiitzten Mafinahmen ist zu beriicksichtigen und auf
verbesserte Teilhabemoglichkeiten hinzuwirken. Die
vorgesehenen Aktivititen sind im Forderantrag darzu-
stellen und die erzielten Ergebnisse in der Bericht-
erstattung zu dokumentieren.

Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist entspre-
chend Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
hinsichtlich Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Kli-
maschutz, Anpassung an den Klimawandel, biologi-
sche Vielfalt, Katastrophenresistenz und Risikopra-
vention und -management Bestandteil des Opera-
tionellen Programms. Der vorgesehene Beitrag einer
Mafnahme zur nachhaltigen Entwicklung ist im For-
derantrag darzustellen und die erzielten Ergebnisse
sind in der Berichterstattung zu dokumentieren.

Begriffsdefinitionen
- Existenzgriindung

Zur Existenzgriindung im Sinne dieser Richtlinie
zdhlen gewerbliche oder freiberufliche selbststin-
dige Titigkeiten einschlieflich der Ubernahme
eines Unternehmens (Unternehmensnachfolge) in
einem neuen Haupt- oder Nebenerwerb. Eine blo-
e Ausweitung der selbststdndigen Tatigkeit gilt
als Diversifikation und zdhlt nicht als Existenz-
griindung im Sinne dieser Richtlinie.

- Innovative Griindung

Ein Griindungsvorhaben ist innovativ, wenn es
ein neuartiges Produkt oder eine neuartige Dienst-
leistung beinhaltet, das/die es am Markt noch
nicht, noch nicht in dieser Form oder Kombinati-
on gibt, oder auf einem neuen Verfahren beruht
und ein tiberdurchschnittliches wirtschaftliches
Entwicklungs- und Beschiftigungspotenzial auf-
weist. Das neuartige Produkt, Verfahren oder die
neuartige Dienstleistung miissen bei Neugriin-
dungen die Griinderinnen beziehungsweise Griin-
der selbst (weiter)entwickelt haben. Bei Ubernah-
me (Unternechmensnachfolge) ist das zu {iberneh-
mende Unternehmen innovativ, wenn es mit sei-
nen Produkten beziehungsweise Dienstleistungen
ein klares Alleinstellungsmerkmal mit entspre-
chendem Innovationsvorsprung beziehungsweise
eine feste Positionierung am Markt besitzt.

- Vorgriindungs- und Ubergangsphase
Die Vorgriindungsphase endet mit der neuen

Griindung im Haupt- oder Nebenerwerb (Gewer-
beanmeldung oder Anmeldung beim Finanzamt).

1I.

11.1

IL1.1

IL1.1.1

Die Ubergangsphase beginnt mit der formalen
neuen Griindung und endet mit der Aufnahme der
wirtschaftlichen Tétigkeit. Als wirtschaftliche Ta-
tigkeit ist dabei jede Tatigkeit zu verstehen, die im
Anbieten von Waren und Dienstleistungen auf ei-
nem Markt besteht.

- Erwerbslosigkeit

Von Erwerbslosigkeit betroffen sind nicht erwerbs-
tatige Personen, die sich um eine Arbeitsstelle be-
miihen, unabhéngig davon, ob sie als Arbeitslose
gemeldet sind.

- Development-Center

Ein Development-Center dient der Bestimmung
des individuellen Entwicklungspotenzials der Teil-
nehmenden, insbesondere ihrer Fihigkeiten wie
Unternehmerpersonlichkeit und Fithrungsqualita-
ten, sowie der Ableitung von Entwicklungsmal-
nahmen, die Voraussetzungen einer erfolgreichen
Griindung sind. Dariiber hinaus werden in Deve-
lopment-Centern Griindungsideen ausgearbeitet
und gepriift. Development-Center sind regelmai-
Big mehrtidgig und sollen nicht mehr als zwolf
Teilnehmende umfassen.

- Coaching

Coaching im Sinne dieser Richtlinie gibt eine Un-
terstlitzung bei der Klarung und Umsetzung kon-
kreter Ziele und ist eine Kombination aus indivi-
dueller spezifischer Beratung, personlichem Feed-
back und praxisorientiertem Training. Gruppen-
coaching wird hier verstanden als prozessbezoge-
ne, gruppendynamisch ablaufende individuell ab-
gestimmte Qualifizierung. Das Gruppencoaching
kann einen Bezug zu einem fachlichen Kontext
aufweisen, bezweckt aber nicht die bloBe Wis-
sensvermittlung.

Forderelemente der Richtlinie

Die Richtlinie umfasst folgende Forderelemente:

II.1 Regionale Lotsendienste

1.2 Lotsendienst fiir Migrantinnen und Migranten
1.3 Griindungswerkstitten fiir junge Leute

II.4 Griindungsservices an Hochschulen

1.5 Innovationen brauchen Mut (IbM)

Regionale Lotsendienste
Gegenstand der Forderung
Gefordert werden regionale Lotsendienste in allen
Landkreisen und kreisfreien Stédten des Landes Bran-

denburg. Die regionalen Lotsendienste nehmen fol-
gende Aufgabenbereiche wahr:
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a) Prifung der Griindungseignung, insbesondere
durch

- Erstgespriache, unter anderem zur Klérung
personlicher Voraussetzungen fiir die Projekt-
teilnahme,

- Feststellung der Eignung als Unternehmerin
oder Unternehmer sowie Bestimmung des in-
dividuellen Entwicklungspotenzials der Griin-
dungswilligen,

- Priifung der Tragfahigkeit und Nachhaltigkeit
der Geschiftsideen,

- Ermittlung von Beratungs-, Qualifizierungs-
und Coachingbedarfen,

- Festlegung eines Griindungsfahrplans.

Die Feststellung der Griindungseignung schlief3t
die Moglichkeit ein, von einer Griindung abzura-
ten.

Die Aufgaben sind durch die Beschiftigten der
regionalen Lotsendienste umzusetzen. Fiir die
Feststellung der Eignung als Unternehmerin und
Unternehmer und die Priifung der Geschiftsideen
beziehungsweise deren Weiterentwicklung sind
Development-Center durch entsprechend qualifi-
zierte externe Leistungserbringer durchzufiihren.

b) Individuelle und spezifische Beratung sowie Qua-
lifizierung und individuelles und spezifisches
Coaching sowie weitere Unterstiitzung zur Vor-
bereitung auf erfolgreiche Existenzgriindungen,
insbesondere durch

- vertiefende Vermittlung von Kenntnissen fiir
eine Griindung in Gruppencoachings,

- individuelle und am spezifischen Griindungs-
vorhaben ausgerichtete Qualifizierungs- und
Coachingangebote.

Die Aufgaben sind durch entsprechend qualifi-
zierte externe Leistungserbringer umzusetzen.

¢) Zusammenarbeit mit anderen Zuwendungsempfin-
gern der Existenzgriindungsrichtlinie und regiona-
len griindungsrelevanten Akteuren, insbesondere:

- Zusammenarbeit mit den Agenturen fiir Ar-
beit/Jobcentern bei Griindungen aus der Ar-
beitslosigkeit,

- Informationen und Vermittlung von Kontak-
ten fiir Griindungswillige zu Angeboten der
Wirtschaftskammern, der Wirtschaftsforderung
Land Brandenburg GmbH (WFBB) und der
Investitionsbank des Landes Brandenburg
(ILB) (zum Beispiel Businessplan-Wettbe-
werb Berlin Brandenburg, deGUT).

Bei innovativen Griindungsvorhaben kann eine
abgestimmte Unterstiitzung von Griindungswilli-

II.1.1.2

I1.1.1.3

I1.1.1.4

II.1.2

1I.1.3

II.1.3.1

gen durch die regionalen Lotsendienste und das
Beratungs- und Coachingangebot fiir innovative
Griindungen - Projekt ,,Innovationen brauchen Mut
(IbM)* - erfolgen.

d) Sonstige Aufgaben

- Beteiligung an griindungsrelevanten Netzwer-
ken und Veranstaltungen,

- Beteiligung an frauenspezifischen Netzwerken/
frauenspezifischen Angeboten in der Netzwerk-
arbeit,

- Offentlichkeitsarbeit.

Die Aufgaben nach Nummer II.1.1.1 Buchstabe c
und d sind durch die Beschéftigten der regionalen
Lotsendienste umzusetzen.

Die Aufgabenbereiche der regionalen Lotsendienste
konnen internationale Komponenten enthalten, die
beispielsweise zur Entwicklung und Stirkung der
Handlungsfahigkeit der Griindungswilligen fiir inter-
nationale Geschéftstitigkeiten beitragen.

Die Unterstiitzungsangebote der regionalen Lotsen-
dienste entsprechend Nummer II.1.1.1 Buchstabe a
bis ¢ sind ausschlieBlich auf die Vorgriindungsphase
begrenzt.

Die Malinahmen der regionalen Lotsendienste ent-
sprechend Nummer II.1.1.1 Buchstabe a bis ¢ richten
sich an Griindungswillige, die erwerbslos oder sozial-
versicherungspflichtig beziehungsweise geringfligig
beschéftigt sind, ihren Wohnsitz im Land Branden-
burg haben und eine Existenzgriindung im Land
Brandenburg beabsichtigen. Hierzu ist von den Griin-
dungswilligen eine entsprechende Erkldrung abzuge-
ben.

Zuwendungsempfanger

Juristische Personen des offentlichen und privaten
Rechts sowie rechtsfahige Personengesellschaften.

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Zuwendungsempfinger fiir die regionalen Lot-
sendienste miissen im Land Brandenburg und sollen
in dem Landkreis oder der kreisfreien Stadt anséssig
sein, in dem oder in der sie ,,Lotsendienste* tiberneh-
men.

Pro Landkreis oder kreisfreie Stadt kann ein Zuwen-
dungsempfanger gefordert werden, wobei auch Lot-
sendienste an einem Standort fiir mehrere Landkreise/
kreisfreie Stadte gebildet werden kénnen beziehungs-
weise ein Zuwendungsempfinger mehrere Lotsen-
dienste ibernehmen kann. Voraussetzung ist eine se-
parate Antragstellung fiir jeden Landkreis/jede kreis-
freie Stadt.
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1II.1.3.3

11.1.3.4

1I.1.4

11.1.4.1

1II.1.4.2

11.1.4.3

11.1.4.4

11.2

1I.2.1

II.2.1.1
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Die regionalen Lotsendienste sollen 40 Wochenstun-
den an finf Tagen in der Woche erreichbar sein.

Mindestens 70 Prozent der nach Nummer II.1.1.1
Buchstabe b zu qualifizierenden Griindungswilligen
sollen an einem Development-Center entsprechend
Nummer II.1.1.1 Buchstabe a teilnehmen.

Im MaBnahmezeitraum ist eine Griindungsquote von
60 Prozent zu erreichen, die sich an den Griindungs-
willigen mit abgeschlossener Qualifizierung entspre-
chend Nummer II.1.1.1 Buchstabe b bemisst.

Die Griindungen, die eine zusitzliche Begleitung
durch das Projekt ,,Innovationen brauchen Mut® er-
fahren haben, werden der Griindungsquote der regio-
nalen Lotsendienste zugerechnet, sofern die Griin-
dungswilligen vor Inanspruchnahme des Projektes
,JInnovationen brauchen Mut* bereits als Teilnehmen-
de in die regionalen Lotsendienste aufgenommen
worden sind.

Art und Umfang der Forderung
Zuwendungsart: Projektférderung
Finanzierungsart: Vollfinanzierung
Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage

Die forderfahigen Gesamtausgaben umfassen:

a) die Personalausgaben fiir die Aufgaben der regio-
nalen Lotsendienste nach Nummer I1.1.1.1,

b) die Ausgaben fiir externe Leistungserbringer fiir
die Aufgaben nach Nummer II.1.1.1 Buchstabe a
und b

und

c¢) fiir alle indirekten Ausgaben der regionalen Lot-
sendienste eine Pauschale nach Artikel 68 Ab-
satz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 in Hohe von 15 Prozent der Perso-
nalausgaben nach Buchstabe a.

Die Ausgaben nach den Buchstaben a und ¢ kdnnen
bis zu 50 Prozent der forderfahigen Gesamtausgaben
betragen.

Lotsendienst fiir Migrantinnen und Migranten
Gegenstand der Forderung

Gefordert wird ein landesweiter Lotsendienst fiir Mig-
rantinnen und Migranten, der mittels zielgruppenspe-

zifischer Angebote unter Berticksichtigung soziokul-
tureller und beruflicher Erfahrungen und sprach-

licher Kenntnisse Griindungswillige mit Migrations-
hintergrund! bei einer Existenzgriindung unterstiitzt.
Der Lotsendienst fiir Migrantinnen und Migranten
nimmt folgende Aufgabenbereiche wahr:

a) Niedrigschwellige Ansprache von Zugewander-
ten

b) Orientierungsmafinahmen fiir Gefliichtete (vor-
zugsweise als GruppenmalBnahmen) zur Informa-
tion tiber

- Chancen und Risiken einer Existenzgriin-
dung,

- Griindungsvoraussetzungen in der Bundes-
republik Deutschland und im Land Branden-
burg,

- vorhandene Behorden- und sonstige Unter-
stiitzungsstrukturen (zum Beispiel 1Q-Netz-
werk Brandenburg),

- Teilnahmevoraussetzungen des Lotsendiens-
tes fiir Migrantinnen und Migranten
und zur

- Vorbereitung der Berufswegeplanung.

Die Aufgaben nach Nummer I1.2.1.1 Buchstabe a
und b sind durch die Beschéftigten des Projektes um-
zusetzen.

¢) Prifung der Griindungseignung, insbesondere
durch

- Erstgespriche, unter anderem zur Kldrung
personlicher Voraussetzungen fiir die Projekt-
teilnahme,

- Berufswegeplanung,

- Feststellung der Eignung als Unternehmerin
oder Unternehmer sowie Bestimmung des in-
dividuellen Entwicklungspotenzials der Griin-
dungswilligen,

- Priifung der Tragfahigkeit und Nachhaltigkeit
der Geschiftsideen,

- Ermittlung von Beratungs-, Qualifizierungs-
und Coachingbedarfen,

- Festlegung eines Griindungsfahrplans.

Die Feststellung der Griindungseignung schlief3t
die Moglichkeit ein, von einer Griindung abzura-
ten.

Die Aufgaben sind durch die Beschéftigten des
Projektes umzusetzen. Fiir die Feststellung der
Eignung als Unternehmerin und Unternehmer und
die Priifung der Geschiftsideen beziehungsweise
deren Weiterentwicklung sind Development-Cen-

Das Statistische Bundesamt definiert Migrationshintergrund wie folgt: ,,Eine
Person hat einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens
ein Elternteil die deutsche Staatsangehorigkeit nicht durch Geburt besitzt.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevélkerung mit Migrationshintergrund
- Ergebnisse des Mikrozensus 2015 -, erschienen am 16. September 2016,
korrigiert am 21. Mirz 2017 (Tabelle 11+13), Seite 4.
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ter durch entsprechend qualifizierte externe Leis-
tungserbringer durchzufiihren.

d) Individuelle und spezifische Beratung sowie Qua-
lifizierung und individuelles und spezifisches
Coaching sowie weitere Unterstiitzung zur Vor-
bereitung auf erfolgreiche Existenzgriindungen,
insbesondere durch

- vertiefende Vermittlung von Kenntnissen fiir
eine Griindung in Gruppencoachings,

- individuelle und am spezifischen Griindungs-
vorhaben ausgerichtete Qualifizierungs- und
Coachingangebote.

Die Aufgaben sind durch entsprechend qualifi-
zierte externe Leistungserbringer umzusetzen.

e) Zusammenarbeit mit anderen Zuwendungsemp-
fangern der Existenzgriindungsrichtlinie und regio-
nalen griindungsrelevanten Akteuren, insbeson-
dere:

- Zusammenarbeit mit den Agenturen fiir Ar-
beit/Jobcentern bei Griindungen aus der Ar-
beitslosigkeit,

- Informationen und Vermittlung von Kontak-
ten fiir Griindungswillige zu Angeboten der
Wirtschaftskammern, der Wirtschaftsforderung
Land Brandenburg GmbH (WFBB) und
der Investitionsbank des Landes Brandenburg
(ILB) (zum Beispiel Businessplan-Wettbe-
werb Berlin Brandenburg, deGUT).

Bei innovativen Griindungsvorhaben kann eine
abgestimmte Unterstiitzung von Griindungswilli-
gen durch den Lotsendienst fiir Migrantinnen und
Migranten und das Beratungs- und Coaching-
angebot fiir innovative Griindungen - Projekt ,,In-
novationen brauchen Mut (IbM)*“ - erfolgen.

f) Sonstige Aufgaben

- Beteiligung an griindungsrelevanten Netz-
werken und Veranstaltungen,

- Beteiligung an frauenspezifischen Netzwer-
ken/frauenspezifischen Angeboten in der Netz-
werkarbeit,

- Offentlichkeitsarbeit.

Die Aufgaben nach Nummer I1.2.1.1 Buchstabe e
und f sind durch die Beschéftigten des Projektes
umzusetzen.

11.2.1.2  Die Aufgabenbereiche des Lotsendienstes fiir Migran-

tinnen und Migranten kdnnen internationale Kompo-
nenten enthalten, die beispielsweise zur Entwicklung
und Starkung der Handlungsfahigkeit der Griindungs-
willigen fiir internationale Geschiftstatigkeiten beitra-
gen.

11.2.1.3

11.2.1.4

1.2.2

1r.2.3

11.2.3.1

11.2.3.2

11.2.3.3

11.2.3.4

11.2.4

11.2.4.1

11.2.4.2

Die Unterstiitzungsangebote des Lotsendienstes fiir
Migrantinnen und Migranten entsprechend Num-
mer [1.2.1.1 Buchstabe a bis e sind ausschlie8lich auf
die Vorgriindungsphase begrenzt.

Die Maflnahmen des Lotsendienstes fiir Migrantinnen
und Migranten entsprechend Nummer 11.2.1.1 Buch-
stabe ¢ und d richten sich an griindungswillige Perso-
nen mit Migrationshintergrund, die erwerbslos oder
sozialversicherungspflichtig bezichungsweise gering-
fiigig beschiftigt sind, ihren Wohnsitz im Land Bran-
denburg haben und eine Existenzgriindung im Land
Brandenburg beabsichtigen. Hierzu ist von den Griin-
dungswilligen eine entsprechende Erkldrung abzuge-
ben.

Zuwendungsempfanger

Juristische Personen des offentlichen und privaten
Rechts sowie rechtsfahige Personengesellschaften.

Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfanger fiir den Lotsendienst fiir
Migrantinnen und Migranten muss im Land Branden-
burg ansédssig sein, iiber Erfahrungen und Kompeten-
zen in der landesweiten Arbeit sowie in der Betreuung
der Zielgruppe verfiigen.

Es wird ein Zuwendungsempfinger im Land Bran-
denburg gefordert.

Der Lotsendienst fiir Migrantinnen und Migranten
soll 40 Wochenstunden an fiinf Tagen in der Woche
erreichbar sein.

Mindestens 70 Prozent der nach Nummer 11.2.1.1
Buchstabe d zu qualifizierenden Griindungswilligen
sollen an einem Development-Center entsprechend
Nummer II.2.1.1 Buchstabe ¢ teilnehmen.

Im MaBnahmezeitraum ist eine Griindungsquote von
50 Prozent zu erreichen, die sich an den Griindungs-
willigen mit abgeschlossener Qualifizierung entspre-
chend Nummer I1.2.1.1 Buchstabe d bemisst.

Die Griindungen, die eine zusitzliche Begleitung
durch das Projekt ,,Innovationen brauchen Mut® er-
fahren haben, werden der Griindungsquote des Lot-
sendienstes fiir Migrantinnen und Migranten zuge-
rechnet, sofern die Griindungswilligen vor Inanspruch-
nahme des Projektes ,Innovationen brauchen Mut“
bereits als Teilnehmende in den Lotsendienst fiir Mig-
rantinnen und Migranten aufgenommen worden sind.

Art und Umfang der Férderung
Zuwendungsart:

Projektforderung

Finanzierungsart: Vollfinanzierung
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11.2.4.3 Form der Zuwendung: Zuschuss

11.2.4.4 Bemessungsgrundlage

113

1L.3.1

I1.3.1.1

Die forderfahigen Gesamtausgaben umfassen:

a) die Personalausgaben fiir die Aufgaben des Lot-
sendienstes fiir Migrantinnen und Migranten nach
Nummer I1.2.1.1,

b) die Ausgaben fiir externe Leistungserbringer fiir
die Aufgaben nach Nummer I1.2.1.1 Buchstabe ¢
und d

und

c¢) fiir alle iibrigen Ausgaben des Lotsendienstes fiir
Migrantinnen und Migranten eine Pauschale nach
Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung
(EU) Nr. 1303/2013 in Hohe von 21 Prozent der
Personalausgaben nach Buchstabe a.

Die Ausgaben nach den Buchstaben a und ¢ kénnen
bis zu 50 Prozent der forderfahigen Gesamtausgaben
betragen.

Griindungswerkstiitten fiir junge Leute
Gegenstand der Forderung

Gefordert werden Griindungswerkstétten® fiir junge
Leute, die mit zielgruppenspezifischen Methoden und
Instrumenten die individuelle Qualifizierung von Griin-
dungswilligen und die individuelle Arbeit am Griin-
dungsvorhaben unterstiitzen. Die Griindungswerkstét-
ten nehmen folgende Aufgabenbereiche wahr:

a) Entwicklung einer Kultur der Selbststandigkeit
und Sensibilisierung fiir Griindungen als Er-
werbsalternative, insbesondere durch

- gezielte Ansprache von Jugendlichen (Schii-
lerinnen und Schiiler, Auszubildende) durch
zielgruppenspezifische Formate,

- Infoveranstaltungen.

b) Priifung der Griindungseignung, insbesondere durch

- Erstgespriche, unter anderem zur Kldrung
personlicher Voraussetzungen fiir die Projekt-
teilnahme,

- Feststellung der Eignung als Unternehmerin
oder Unternehmer sowie Bestimmung des in-
dividuellen Entwicklungspotenzials der Griin-
dungswilligen,

Eine Griindungswerkstatt ist ein rdumlicher Stiitzpunkt (Inkubator) mit Ar-

beits-, Trainings- und Kommunikationsraumen, der mit allen fiir die Griin-
dungsvorbereitung erforderlichen Biiroeinrichtungen und Kommunikations-
mitteln wie Telefon, Fax, Kopierer und PC mit Internetanschluss ausgestattet

ist.

- Priifung der Tragféhigkeit und Nachhaltigkeit
der Geschiéftsideen,

- Ermittlung von Beratungs-, Qualifizierungs-
und Coachingbedarfen,

- Festlegung eines Griindungsfahrplans.

Die Feststellung der Griindungseignung schlief3t
die Moglichkeit ein, von einer Griindung abzura-
ten.

Fiir die Feststellung der Eignung als Unternehme-
rin und Unternehmer und die Priifung der Ge-
schiftsideen beziehungsweise deren Weiterent-
wicklung sind geeignete Methoden und Formate,
wie zum Beispiel Development-Center, ,,Business
Modell Canvas®, einzusetzen.

¢) Entwicklung der Geschiftskonzepte und der un-
ternehmerischen Kompetenz mittels geeigneter
Methoden und Formate, insbesondere durch

- Griindungsvorbereitung im Inkubator,

- individuelle Betreuung,

- Entwicklung von Businessplénen,

- Vermittlung umfangreicher theoretischer Kennt-
nisse {liber die wesentlichen Anforderungen an
eine Existenzgriindung.

d) Individuelle und spezifische Beratung sowie Qua-
lifizierung und individuelles und spezifisches
Coaching sowie weitere Unterstiitzung zur Vor-
bereitung auf erfolgreiche Existenzgriindungen,
insbesondere durch

- vertiefende Vermittlung von Kenntnissen fiir
eine Griindung in Team- und Gruppencoa-
chings,

- individuelle und am spezifischen Griindungs-
vorhaben ausgerichtete Qualifizierungs- und
Coachingangebote.

Die Aufgaben nach Nummer II1.3.1.1 Buchstabe a
bis d sind durch die Beschiftigten der Griindungs-
werkstétten und/oder durch entsprechend qualifizierte
externe Leistungserbringer umzusetzen.

e) Erforderlichenfalls sind die jungen Leute bei der
Entwicklung anderer beruflicher Perspektiven zu
unterstiitzen, gegebenenfalls auch unter Einbezie-
hung sozialpddagogischer Angebote, wobei die
berufliche Selbststidndigkeit Vorrang geniefit.

f) Zusammenarbeit mit anderen Zuwendungsemp-
fangern der Existenzgriindungsrichtlinie und regio-
nalen griindungsrelevanten Akteuren, insbeson-
dere:

- Zusammenarbeit mit den Agenturen fiir Ar-
beit/Jobcentern bei Griindungen aus der Ar-
beitslosigkeit,
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- Informationen und Vermittlung von Kontak-
ten fir Griindungswillige zu Angeboten der
Wirtschaftskammern, der Wirtschaftsforde-
rung Land Brandenburg GmbH (WFBB) und
der Investitionsbank des Landes Brandenburg
(ILB) (zum Beispiel Businessplan-Wettbe-
werb Berlin Brandenburg, deGUT).

Bei innovativen Griindungsvorhaben kann eine
abgestimmte Unterstiitzung von Griindungswilli-
gen durch die Griindungswerkstitten und das Be-
ratungs- und Coachingangebot fiir innovative
Griindungen - Projekt ,Innovationen brauchen
Mut (IbM)“ - erfolgen.

g) Sonstige Aufgaben

- Beteiligung an griindungsrelevanten Netz-
werken und Veranstaltungen,

- Beteiligung an frauenspezifischen Netzwer-
ken/frauenspezifischen Angeboten in der Netz-
werkarbeit,

- Offentlichkeitsarbeit.

Die Aufgaben nach Nummer I1.3.1.1 Buchstabe e bis
g sind durch die Beschiftigten der Griindungswerk-
stiatten umzusetzen.

Die Aufgabenbereiche der Griindungswerkstétten kon-
nen internationale Komponenten enthalten, die bei-
spielsweise zur Entwicklung und Stirkung der Hand-
lungsfahigkeit der Griindungswilligen fiir internatio-
nale Geschiftstitigkeiten beitragen.

Die Unterstiitzungsangebote der Griindungswerkstét-
ten entsprechend Nummer I1.3.1.1 Buchstabe b bis d
sowie f sind ausschlieBlich auf die Vorgriindungspha-
se begrenzt.

Die MaBinahmen der Griindungswerkstétten entspre-
chend Nummer I1.3.1.1 Buchstabe b bis d richten sich
an griindungswillige junge Leute mit abgeschlossener
Berufsausbildung, die nicht dlter als 30 Jahre, er-
werbslos oder von Arbeitslosigkeit bedroht sind, ihren
Wohnsitz im Land Brandenburg haben und eine Exis-
tenzgriindung im Land Brandenburg beabsichtigen.
Hierzu ist von den Griindungswilligen eine entspre-
chende Erkldrung abzugeben.

Zuwendungsempfanger

Juristische Personen des offentlichen und privaten
Rechts sowie rechtsfahige Personengesellschaften.

Zuwendungsvoraussetzungen
Die Zuwendungsempfanger fiir die Griindungswerk-

stdtten fiir junge Leute miissen im Land Brandenburg
anséssig sein.

11.3.3.2

11.3.3.3

11.3.3.4

11.3.4

11.3.4.1

11.3.4.2

11.3.4.3

11.3.4.4
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11.4.1

1I4.1.1

1241

Es wird ein Zuwendungsempfanger pro Wirtschafts-
kammerbezirk gefordert, wobei mehrere Standorte
pro Kammerbezirk erwiinscht sind.

Die Griindungswerkstitten sollen 40 Wochenstunden
an fiinf Tagen in der Woche erreichbar sein.

Die Zuwendungsempfinger miissen iiber rdumliche
und technische Voraussetzungen fiir die Griindungs-
werkstdtten verfligen.

Im MaBnahmezeitraum ist eine Griindungsquote von
40 Prozent zu erreichen, die sich an den Griindungs-
willigen mit abgeschlossener Qualifizierung entspre-
chend Nummer I1.3.1.1 Buchstabe d bemisst.

Die Griindungen, die eine zusitzliche Begleitung
durch das Projekt ,,Innovationen brauchen Mut® er-
fahren haben, werden der Griindungsquote der Griin-
dungswerkstétten zugerechnet, sofern die Griindungs-
willigen vor Inanspruchnahme des Projektes ,,Inno-
vationen brauchen Mut“ bereits als Teilnehmende in
die Griindungswerkstitten aufgenommen worden
sind.

Art und Umfang der Férderung
Zuwendungsart: Projektforderung
Finanzierungsart: Vollfinanzierung
Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage

Die forderfahigen Gesamtausgaben umfassen:

a) die Personalausgaben fiir die Aufgaben der Griin-
dungswerkstétten nach Nummer 11.3.1.1,

b) die Ausgaben fiir externe Leistungserbringer fiir
die Aufgaben nach Nummer I1.3.1.1 Buchstabe a
bis d

und

c) fiir alle iibrigen Ausgaben der Griindungswerk-
stitten eine Pauschale nach Artikel 67 Absatz 1
Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
in Hohe von 22 Prozent der Personalausgaben
nach Buchstabe a.

Griindungsservices an Hochschulen
Gegenstand der Forderung
Gefordert werden Griindungsservices an den staatli-

chen Hochschulen. Die Griindungsservices nehmen
folgende Aufgabenbereiche wahr:
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Verbesserung des Griindungsklimas und Sensibi-
lisierung potenzieller Griinderinnen und Griinder,
insbesondere durch

- MaBnahmen zur Entwicklung des Unterneh-
mergeists/Griindungsklimas an Hochschulen,

- Sensibilisierungsaktivititen, die andere Akti-
vitdten der Hochschulen in diesem Bereich
sinnvoll ergénzen/erweitern,

- MaBnahmen zur Generierung und Entwick-
lung von Griindungsideen, zum Beispiel durch
Ideencastings, Griindungsplanspiele, Ideen-
generatoren etc.

Die Aufgaben sind durch die Beschiftigten der
Griindungsservices umzusetzen. Sensibilisierungs-
aktivititen und MaBnahmen zur Generierung und
Entwicklung von Griindungsideen konnen auch
durch entsprechend qualifizierte externe Leistungs-
erbringer durchgefiihrt werden.

Prifung der Griindungseignung, insbesondere
durch

- Erstgespriche, unter anderem zur Kldrung
personlicher Voraussetzungen fiir die Projekt-
teilnahme,

- Feststellung der Eignung als Unternehmerin
oder Unternehmer sowie Bestimmung des in-
dividuellen Entwicklungspotenzials der Griin-
dungswilligen,

- Priifung der Tragfahigkeit und Nachhaltigkeit
der Geschiftsideen,

- Festlegung eines Griindungsfahrplans.

Die Feststellung der Griindungseignung schlief3t
die Moglichkeit ein, von einer Griindung abzura-
ten.

Die Aufgaben sind grundsétzlich durch die Be-
schiftigten der Griindungsservices umzusetzen. So-
fern fiir die Feststellung der Eignung als Unterneh-
merin und Unternehmer und/oder die Priifung der
Geschéftsideen Development-Center, Assessment-
Center, Methode ,,Business Model Canvas™ oder
vergleichbare Formate/Methoden eingesetzt wer-
den, konnen diese durch entsprechend qualifizierte
externe Leistungserbringer durchgefiihrt werden.

Individuelle und spezifische Beratung sowie Qua-
lifizierung und individuelles und spezifisches
Coaching sowie weitere Unterstiitzung zur Vor-
bereitung auf erfolgreiche Existenzgriindungen,
insbesondere durch

- vertiefende Vermittlung von Kenntnissen fiir
eine Griindung in Gruppen- oder Teamcoa-
chings,

- individuelle und am spezifischen Griindungs-
vorhaben ausgerichtete Qualifizierungs- und
Coachingangebote.

d)

¢)

Die Aufgaben sind durch entsprechend qualifi-
zierte externe Leistungserbringer umzusetzen.

Im Einzelfall kénnen individuelle und spezifische
Beratungs-, Qualifizierungs- und Coachingange-
bote durch entsprechend qualifizierte Beschéftig-
te der Hochschulen, nicht aber durch Beschéftigte
der Griindungsservices, umgesetzt werden. Perso-
nalausgaben oder Ausgaben fiir externe Leis-
tungserbringer nach Nummer 11.4.4.4 Buchstabe a
und b kdnnen hierfiir nicht geltend gemacht wer-
den.

Zusammenarbeit mit anderen Zuwendungsemp-
fangern der Existenzgriindungsrichtlinie und re-
gionalen griindungsrelevanten Akteuren, insbe-
sondere:

- Informationen und Vermittlung von Kontak-
ten fir Griindungswillige zu Angeboten der
Wirtschaftskammern, der Wirtschaftsforderung
Land Brandenburg GmbH (WFBB) und
der Investitionsbank des Landes Brandenburg
(ILB) (zum Beispiel Businessplan-Wettbe-
werb Berlin Brandenburg, deGUT).

Bei innovativen Griindungsvorhaben soll eine ab-
gestimmte Unterstiitzung von Griindungswilligen
durch den Griindungsservice der Hochschule und
das Beratungs- und Coachingangebot fiir innova-
tive Griindungen - Projekt ,,Innovationen brau-
chen Mut (IbM)“ - erfolgen.

Die Aufgaben sind durch die Beschiftigten der
Griindungsservices umzusetzen.

Unterstiitzung fiir die Inanspruchnahme der For-
derprogramme EXIST-Griinderstipendium und
EXIST-Forschungstransfer des Bundesministeri-
ums fiir Wirtschaft und Energie durch

- Identifizierung potenziell EXIST-forderfahi-
ger Griindungsvorhaben,

- Unterstiitzung bei der Entwicklung eines
aussagekréftigen Ideenpapiers als Teil der
EXIST-Antragsunterlagen sowie bei weiteren
Aufgaben im Hinblick auf die Antragstellung.

Die Aufgaben sind durch die Beschiftigten der
Griindungsservices umzusetzen. In die Entwick-
lung des aussagekriftigen Ideenpapiers konnen
entsprechend qualifizierte externe Leistungs-
erbringer einbezogen werden.

Fallt durch den Griindungsservice/die Hochschu-
le fiir ein Griindungsvorhaben die Entscheidung
fiir eine Antragstellung fiir EXIST-Griinderstipen-
dium oder EXIST-Forschungstransfer, ist bis zur
Bewilligung von EXIST-Vorhaben eine weitere
Unterstiitzung der entsprechenden Griindungswil-
ligen durch Beratungs- und Coachingleistungen
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des Projektes ,,Innovationen brauchen Mut“ nicht
zuldssig.

Zur Vermeidung von Doppelfinanzierungen sind
wihrend der Laufzeit der EXIST-Forderung die
Inanspruchnahme von Beratungs-, Qualifizie-
rungs- und Coachingleistungen durch Griindungs-
willige/Griindungsvorhaben und die sonstige Be-
gleitung (inklusive der fordertechnischen Abwick-
lung) durch die nach dieser Richtlinie geforderten
Griindungsservices der Hochschulen ausgeschlos-
sen.

Weiterhin ausgeschlossen ist nach erfolgter Be-
willigung von EXIST-Vorhaben bis zum Ende der
EXIST-Foérderung eine Unterstiitzung durch Be-
ratungs- und Coachingleistungen des Projektes
JInnovationen brauchen Mut*.

f) Sonstige Aufgaben

- Beteiligung an griindungsrelevanten Netz-
werken und Veranstaltungen,

- Beteiligung an frauenspezifischen Netzwerken/
frauenspezifischen Angeboten in der Netzwerk-
arbeit,

- Offentlichkeitsarbeit.

Die Aufgaben sind durch die Beschiftigten der
Griindungsservices umzusetzen.

Die Aufgabenbereiche der Griindungsservices konnen
internationale Komponenten enthalten, die beispiels-
weise zur Entwicklung und Stérkung der Handlungs-
fahigkeit der Griindungswilligen fiir internationale
Geschiftstitigkeiten beitragen.

Die Unterstiitzungsangebote der Griindungsservices
entsprechend Nummer I1.4.1.1 Buchstabe b bis d sind
ausschlieBlich auf die Vorgriindungsphase begrenzt.

Die Mafnahmen der Griindungsservices an Hoch-
schulen entsprechend Nummer 11.4.1.1 Buchstabe b
bis d richten sich an griindungswillige Einzelpersonen
oder Griindungswillige in Griindungsteams, die ent-
weder an einer Hochschule im Land Brandenburg stu-
dieren, innerhalb der letzten sieben Jahre ihr Studium
an einer Hochschule im Land Brandenburg abge-
schlossen haben (Alumni) oder insbesondere als aka-
demisches Personal® an einer Hochschule im Land
Brandenburg beschéftigt sind und eine Existenzgriin-
dung im Land Brandenburg beabsichtigen. Hierzu ist
von den Griindungswilligen eine entsprechende Er-
klarung abzugeben.

Bei Teamgriindungen miissen die genannten Voraus-
setzungen von mindestens einem Mitglied des Teams
erfiillt sein.

Ausgeschlossen von der Férderung sind Professorinnen und Professoren mit
der Besoldungsgruppe C 3, C 4, W 2 und W 3.

11.4.2

11.4.3

1I.4.3.1

11.4.3.2

11.4.3.3

11.4.3.4

1I.4.4

11.4.4.1

11.4.4.2

11.4.4.3
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Zuwendungsempfanger

Empféanger der Zuwendung sind die staatlichen Hoch-
schulen im Land Brandenburg gemif § 2 Absatz 1 des
Brandenburgischen Hochschulgesetzes (BbgHG) vom
28. April 2014.

Zuwendungsvoraussetzungen

Die regelmifige Wochenarbeitszeit mindestens einer
Person, die die Aufgaben des Griindungsservices nach
Nummer 11.4.1.1 wahrnimmt, darf 30 Stunden nicht
unterschreiten. Bestehende gesetzliche oder tarifver-
tragliche Regelungen iiber Arbeitszeiten fiir studenti-
sche Beschiftigte bleiben unberiihrt. Der Griindungs-
service muss an fiinf Tagen der Woche erreichbar
sein.

Die Zuwendungsempfénger schlagen in ihrem Kon-
zept eine nachvollziehbar im Maflnahmezeitraum zu
erreichende Griindungsquote vor, die sich an den
Griindungswilligen mit abgeschlossener Qualifizie-
rung entsprechend Nummer 11.4.1.1 Buchstabe ¢ be-
misst.

Die Griindungen, die eine zusitzliche Begleitung durch
das Projekt ,Innovationen brauchen Mut“ erfahren
haben, werden der Griindungsquote der Griindungs-
services zugerechnet, sofern die Griindungswilligen
vor Inanspruchnahme des Projektes ,,Innovationen
brauchen Mut* bereits als Teilnehmende in die Griin-
dungsservices aufgenommen worden sind.

Die Forderung unternehmerischer Tatigkeit im Sinne
des Artikels 107 des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der Europédischen Union (AEUV) ist ausgeschlossen.
Es werden nur nichtwirtschaftliche Tatigkeiten der
Zuwendungsempfanger gefordert.

Die Hochschulen haben als 6ffentlich grundfinanzier-
te Einrichtungen mit der Antragstellung fiir die Forde-
rung der Griindungsservices eine Erklarung abzuge-
ben, aus der hervorgeht, dass die beantragte Zu-
wendung nur fiir Vorhaben genutzt wird, die tiber den
durch die 6ffentliche Hand grundfinanzierten Bereich
hinausgehen. Die Mittel sind nur fiir zusétzliche oder
erginzende Vorhaben einzusetzen. Aufgrund dessen
sind zur Gewéhrleistung der Additionalitit (Artikel 95
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013) die zu-
gewiesenen Fordermittel von den staatlichen Haus-
haltsmitteln getrennt zu halten, indem entweder ein
eigenes Vorhabenskonto erdffnet wird oder ein eige-
ner Kostentriger innerhalb des Haushalts eingerichtet
wird.

Art und Umfang der Férderung
Zuwendungsart: Projektforderung
Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss
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11.4.4.4 Bemessungsgrundlage

I1.5

I1.5.1

IL.5.1.1

Die forderfahigen Gesamtausgaben umfassen:

a) die Personalausgaben fiir die Aufgaben der Griin-
dungsservices nach Nummer I1.4.1.1,

b) die Ausgaben fiir externe Leistungserbringer fiir
die Aufgaben nach Nummer 11.4.1.1 Buchstabe a
bis e

und

¢) fiir alle indirekten Ausgaben der Griindungs-
services eine Pauschale nach Artikel 68 Absatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
in Hohe von 15 Prozent der Personalausgaben
nach Buchstabe a.

Die Ausgaben nach den Buchstaben a und ¢ kdnnen
bis zu 75 Prozent der forderfahigen Gesamtausgaben
betragen.

Der Eigenanteil der Zuwendungsempfinger betrigt
mindestens 25 Prozent der forderfdhigen Gesamtaus-
gaben.

Innovationen brauchen Mut (IbM)
Gegenstand der Forderung

Gefordert wird ein landesweites Projekt ,,Innovatio-
nen brauchen Mut (IbM)*“ zur Unterstiitzung innovati-
ver Existenzgriindungen mit den Schwerpunkten

- Griindungen auflerhalb der Wissenschaft,

- Griindungen aus der Wissenschaft (Hochschulen
und auferuniversitdre Forschungseinrichtungen)
und

- insbesondere Griindungen durch Akademikerin-
nen und Akademiker aus EU- und Nicht-EU-Staa-
ten.

Das Projekt ,,Innovationen brauchen Mut“ nimmt fol-
gende Aufgabenbereiche wahr:

a) Identifizierung und Mobilisierung von Potenzia-
len fiir innovative Griindungen im Land Branden-
burg.

Die Aufgaben sind durch die Beschéftigten des
Projektes umzusetzen.

b) Prifung der Griindungseignung, insbesondere
durch

- Feststellung der Eignung als Unternehmerin
oder Unternehmer sowie Bestimmung des in-
dividuellen Entwicklungspotenzials der Griin-
dungswilligen,

<)

d)

e)

- Priifung der innovativen Geschiftsideen (zum
Beispiel Innovationsgrad, Marktfdhigkeit,
Marktpotenzial, Wettbewerbsfahigkeit, Ar-
beitsplatzentwicklung),

- Feststellung des Bedarfs an Unterstiitzungs-
leistungen und

- Planung des weiteren Unterstiitzungsprozes-
ses.

Die Aufgaben sind durch die Beschéftigten des
Projektes umzusetzen. Sofern fiir die Feststellung
der Eignung als Unternehmerin und Unternehmer
und/oder die Priifung der Geschiftsideen Deve-
lopment-Center, Assessment-Center, Methode
,,Business Model Canvas* oder vergleichbare For-
mate/Methoden eingesetzt werden, konnen diese
durch entsprechend qualifizierte externe Leis-
tungserbringer durchgefiihrt werden.

Individuelle und spezifische Beratung sowie Qua-
lifizierung und individuelles und spezifisches
Coaching sowie weitere Unterstiitzung in der Vor-
griindungsphase, insbesondere durch

- vertiefende Vermittlung von Kenntnissen fiir
eine Griindung in Gruppencoachings,

- individuelle und am spezifischen Griindungs-
vorhaben ausgerichtete Beratungs-, Qualifi-
zierungs- und Coachingangebote.

Die Aufgaben sind durch entsprechend qualifi-
zierte externe Leistungserbringer umzusetzen.

Individuelle und spezifische Beratung sowie Qua-
lifizierung und individuelles und spezifisches Coa-
ching in der Ubergangsphase, insbesondere durch

- individuelle und an der spezifischen Griin-
dung ausgerichtete Beratungs-, Qualifizie-
rungs- und Coachingangebote zur Vorberei-
tung der Aufnahme der wirtschaftlichen Té-
tigkeit.

Die Aufgaben sind durch entsprechend qualifi-
zierte externe Leistungserbringer umzusetzen.

Beratung, Qualifizierung und Coaching in der
Ubergangsphase konnen nur in Anspruch genom-
men werden, wenn die Griindungswilligen in der
Vorgriindungsphase bis zur Griindung ebenfalls
durch IbM entsprechend Nummer I1.5.1.1 Buch-
stabe b und c unterstiitzt worden sind.

Zusammenarbeit mit anderen Zuwendungsemp-
fangern der Existenzgriindungsrichtlinie

- Bei innovativen Griindungsvorhaben soll eine
abgestimmte Unterstiitzung von Griindungs-
willigen durch die Griindungsservices der
Hochschulen und das Beratungs- und Coa-



11.5.1.2

11.5.1.3

11.5.1.4

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 52 vom 27. Dezember 2017

chingangebot fiir innovative Griindungen - Pro-
jekt ,,Innovationen brauchen Mut (IbM)“ - er-
folgen.

Féllt durch den Griindungsservice/die Hoch-
schule fur ein Griindungsvorhaben die Ent-
scheidung einer Antragstellung fiir ein EXIST-
Griinderstipendium oder EXIST-Forschungs-
transfer, ist bis zur Bewilligung von EXIST-
Vorhaben eine weitere Unterstiitzung der ent-
sprechenden Griindungswilligen durch Bera-
tungs- und Coachingleistungen des Projektes
Innovationen brauchen Mut* nicht zuldssig.

Weiterhin ausgeschlossen ist nach erfolgter
Bewilligung von EXIST-Vorhaben bis zum
Ende der EXIST-Forderung eine Unterstiitzung
durch Beratungs- und Coachingleistungen des
Projektes ,,Innovationen brauchen Mut®.

- Griinderinnen und Griinder, die von den Lot-
sendiensten oder den Griindungswerkstitten
fiir junge Leute betreut werden oder wurden
und den Zielgruppen des Projektes ,,Innovati-
onen brauchen Mut“ entsprechen, konnen
weiterfliihrende externe Beratungs- und Coa-
chingleistungen aus dem Projekt ,,Innovatio-
nen brauchen Mut (IbM)“ in Anspruch neh-
men.

f) Sonstige Aufgaben

- Beteiligung an griindungsrelevanten Netz-
werken und Veranstaltungen,

- Beteiligung an frauenspezifischen Netzwer-
ken/frauenspezifischen Angeboten in der Netz-
werkarbeit,

- projektbezogene Offentlichkeitsarbeit.

Die Aufgaben nach Nummer I1.5.1.1 Buchstabe e und
f'sind durch die Beschiftigten des Projektes umzuset-
zen.

Die Aufgabenbereiche des Projektes sollen internatio-
nal ausgerichtete Komponenten enthalten, die beispiels-
weise zur Bildung internationaler Griindungsteams so-
wie zur Entwicklung und Stirkung der Handlungs-
fahigkeit der Griindungswilligen fiir internationale
Geschiftstitigkeiten beitragen.

Fiir die Unterstiitzung der Griindungsvorhaben soll,
soweit sinnvoll/mdglich, das gesamte Leistungsspek-
trum der WFBB genutzt werden.

Die Mafinahmen entsprechend Nummer I1.5.1.1 Buch-
stabe b bis e richten sich an griindungswillige Einzel-
personen oder Griindungswillige in Griindungsteams,
die eine innovative Existenzgriindung im Land Bran-
denburg beabsichtigen. Hierzu ist von den Griindungs-
willigen eine entsprechende Erkldrung abzugeben.

I1.5.1.5

I1.5.2

I1.5.3

11.5.4

11.5.4.1

11.5.4.2

11.5.4.3

11.5.4.4
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Das Griindungsvorhaben muss einem der nachstehen-
den Cluster

- Energietechnik,

- Gesundheitswirtschatft,

- IKT/Medien- und Kreativwirtschaft,
- Verkehr/Mobilitdt/Logistik,

- Optik,

- Erndhrungswirtschaft,

- Kunststoffe/Chemie,

- Metall,

- Tourismus

oder den Branchen Holz und Papier bezichungsweise
den folgenden, die Cluster unterstiitzenden Quer-
schnittsthemen

- Werkstoffe/Materialien,

- Produktions- und Automatisierungstechnik,
Clean Technologies,

- Sicherheit

zuzuordnen sein.
Zuwendungsempfanger

Empfénger der Zuwendung ist die Wirtschaftsforde-
rung Land Brandenburg GmbH (WFBB).

Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfanger schldgt im Konzept eine
nachvollziehbar im Maflnahmezeitraum zu erreichen-
de Griindungsquote vor, die sich an den Griindungs-
willigen mit abgeschlossener Qualifizierung entspre-
chend Nummer I1.5.1.1 Buchstabe ¢ bemisst.

Die Griindungen, die eine zusitzliche Begleitung durch
das Projekt ,,Innovationen brauchen Mut“ erfahren
haben, werden der Griindungsquote der Lotsendiens-
te, Grindungswerkstitten oder Griindungsservices
zugerechnet, sofern die Griindungswilligen vor Inan-
spruchnahme des Projektes ,,Innovationen brauchen
Mut“ bereits als Teilnehmende in die jeweiligen ande-
ren Projekte aufgenommen worden sind.

Art und Umfang der Férderung
Zuwendungsart: Projektférderung
Finanzierungsart: Fehlbedarfsfinanzierung
Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage

Die forderfahigen Gesamtausgaben umfassen:

a) die Personalausgaben fiir die Aufgaben des Pro-
jektes nach Nummer I1.5.1.1,
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b) die Ausgaben fiir externe Leistungserbringer fiir
die Aufgaben nach Nummer I1.5.1.1 Buchstabe b
bisd

und

c) fiir alle indirekten Ausgaben des Projektes eine
Pauschale nach Artikel 68 Absatz 1 Buchstabe b
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 in Hohe von
15 Prozent der Personalausgaben nach Buchsta-
be a.

Ausgaben fiir durch Externe erbrachte Leistungen
nach Nummer I1.5.1.1 Buchstabe ¢ und d werden je
Personentag (Tagwerk) bis zu einem Betrag von
hochstens 800 Euro, gegebenenfalls zuziiglich nicht
erstattungsfahiger Mehrwertsteuer, gefordert. Ein
Personentag umfasst acht Zeitstunden. Eine hoéhere
Stundenzahl pro Tag fiihrt nicht zur Erhdhung des Ta-
gessatzes.

Fiir nach formaler Griindung bis zur Aufnahme der
wirtschaftlichen Tatigkeit in Anspruch genommene
Beratungs- und Coachingleistungen entsprechend
Nummer I1.5.1.1 Buchstabe d haben die Griinderin-
nen und Griinder einen Eigenanteil in Hohe von
200 Euro je Personentag zu leisten.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Forderung erfolgt fiir drei Jahre vom 1. Januar
2018 bis zum 31. Dezember 2020.

Ausgaben fiir Teilnehmende, wie zum Beispiel Unter-
haltsgeld, Reisekosten, sind nicht forderfahig.

Die Zuwendungsempfanger miissen sicherstellen, dass
diejenigen, die die in der Richtlinie genannten Aufga-
ben wahrnehmen, iiber eine ausreichende Qualifika-
tion - nachgewiesen durch einen entsprechenden Hoch-
schul- oder Berufsabschluss oder mehrjéhrige ein-
schlagige Berufserfahrung - verfiigen.

Die Leistungen externer Leistungserbringer diirfen
nicht von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern oder
den Organen des Zuwendungsempfangers erbracht
werden.

Sofern die Durchfiihrung von Development-Centern
durch externe Leistungserbringer zu den Aufgaben
beziehungsweise Angeboten der Zuwendungsemp-
fanger gehort, gilt: Development-Center fiir Griin-
dungswillige werden mit bis zu 900 Euro je Tag, ge-
gebenenfalls zuziiglich nicht erstattungsfahiger Mehr-
wertsteuer, gefordert.

Die nach den Nummern I1.1.1, 11.2.1, I1.3.1, IL.5.1 zu
fordernden Mafinahmen werden eingestuft als Dienst-
leistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
(DAWI) gemil Mitteilung der Kommission iiber die
Anwendung der Beihilfevorschriften der Européischen

I11.7

I11.8

I11.9

Union auf Ausgleichsleistungen fiir die Erbringung
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft-
lichem Interesse beziehungsweise als DAWI zur De-
ckung des sozialen Bedarfs fiir den Zugang zum und
die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt im Sin-
ne des Beschlusses Nr. 2012/21/EU der Kommission
vom 20. Dezember 2011 iiber die Anwendung von
Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeits-
weise der Europdischen Union auf staatliche Beihil-
fen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten be-
stimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem In-
teresse betraut sind.

Die Betrauung zur Erbringung der Dienstleistung von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erfolgt iiber
den Zuwendungsbescheid.

Bei der Forderung von Existenzgriindungen nach
Nummern II.1 bis I1.5 aus einem Unternehmen heraus
sowie bei Forderungen nach Nummer 11.5.1.1 Buch-
stabe d ab der formalen Griindung handelt es sich fiir
die beratenen/gecoachten Griinderinnen und Griinder
um eine ,,De-minimis“-Beihilfe im Sinne der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. Dezember 2013 iiber die Anwendung der Arti-
kel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der Européischen Union auf ,,De-minimis“-Beihilfen,
ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 1. Nach der ,.De-
minimis“-Verordnung konnen die Mitgliedstaaten
staatliche Beihilfen an ein einziges Unternehmen bis
zu 200 000 Euro beziehungsweise 100 000 Euro bei
Unternehmen, die im gewerblichen Straflengiiterver-
kehr titig sind, innerhalb von drei Steuerjahren ge-
wihren. Ausgenommen von der Gewéhrung von ,,De-
minimis“-Beihilfen sind die vom Anwendungsbereich
der ,,.De-minimis“-Verordnung ausgeschlossenen Be-
reiche. Jede ,,De-minimis“-Beihilfe, die das Unter-
nehmen in den vorangegangenen zwei Steuerjahren
sowie im laufenden Steuerjahr erhalten hat, ist vor
Gewéhrung der Beihilfe anzugeben. Bei Forderungen
nach Nummern I1.1 bis I1.4 erfolgt dies gegeniiber der
Bewilligungsbehorde durch den Zuwendungsempfan-
ger und bei Forderungen nach Nummer I1.5 gegen-
iiber dem Zuwendungsempfinger WFBB durch die
Griinderinnen und Griinder.

Die Zuwendungsempfinger miissen an Mafnahmen
zur Qualititssicherung mitwirken. Diese beinhalten
unter anderem die Einfithrung von wirkungsorientier-
ten Kenngrofen oder Berichtspflichten, die Teilnah-
me an und Auswertung von Vor-Ort-Gespréichen der
WFBB Arbeit (gilt nicht fiir IbM), Erfahrungsaustau-
sche der WFBB Arbeit (gilt nicht fiir IbM), die Teil-
nahme an Fortbildungs- und Informationsveranstal-
tungen der richtliniengebenden Ministerien sowie die
Teilnahme an mdglichen wissenschaftlichen Evalua-
tionen.

Die Zuwendungsempfianger sind verpflichtet, den
richtliniengebenden Ministerien, der WFBB Arbeit



11.10

II.11

1I.12

I1I1.13

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 52 vom 27. Dezember 2017 1247

und der Bewilligungsbehorde auch auBerhalb der Ver-
wendungsnachweispriifung Auskiinfte zu erteilen, die
fiir die Beurteilung des Erfolgs und zur Weiterent-
wicklung des Forderprogramms erforderlich sind.

Die Zuwendungsempfianger sind gegeniiber der Be-
willigungsbehdrde zur Vorlage von Sachberichten
(mit Stichtag 31. Dezember eines Jahres) und Fort-
schrittsberichten (mit Stichtag 30. Juni eines Jahres)
verpflichtet. Die Sach- und Fortschrittsberichte miis-
sen die von der Bewilligungsbehorde geforderten An-
gaben enthalten und nach der von der Bewilligungs-
behoérde vorgegebenen Struktur und Form aufgebaut
sein. Die Sach- und Fortschrittsberichte, mit Ausnah-
me von IbM, werden von der WFBB Arbeit forder-
programmbezogen fiir die richtliniengebenden Minis-
terien ausgewertet.

Die Zuwendungsempfinger sind verpflichtet, regel-
maBige Befragungen der betreuten Existenzgriinde-
rinnen und -griinder nach erfolgter Griindung durch-
zuflihren.

Griindungswillige, die im Rahmen der Vorgéinger-
richtlinie eingetreten sind und deren Qualifizierung
bis zur formalen Griindung noch nicht abgeschlossen
war, kdnnen weiterbetreut werden. Gleiches gilt fiir
Griindungswillige des Vorgéngerprojektes IbM.

Eine Forderung nach dieser Richtlinie ist ausge-
schlossen, wenn fiir dasselbe Vorhaben eine weitere
Forderung aus Mitteln der Strukturfonds der Europa-
ischen Union - Europdischer Sozialfonds (ESF), Eu-
ropéischer Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE) -,
des Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Ent-
wicklung des landlichen Raums (ELER) oder eine
Forderung aus anderen Forderprogrammen der Euro-
péischen Union oder aus anderen 6ffentlichen Mitteln
fiir den genannten Zuwendungszweck erfolgt.

Pflichten zur Information und Kommunikation

Gemail Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Zif-
fer 2.2.1 bis Ziffer 2.2.3 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 sind die Begiinstigten der ESF-Forde-
rung verpflichtet, bei allen Informations- und Kom-
munikationsmafnahmen auf die Unterstiitzung aus
dem ESF hinzuweisen, wihrend der Durchfithrung
der MaBinahmen die Offentlichkeit (insbesondere im
Internet, gegeniiber den Medien und durch Plakatie-
rung im Objekt) iiber die Unterstiitzung aus dem ESF
zu informieren und die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer der geforderten Mafnahmen iiber die Finanzie-
rung durch den ESF zu unterrichten. Dabei ist auf die
Forderung des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie (MASGF) und des Mi-
nisteriums fiir Wirtschaft und Energie (MWE) aus
Mitteln des ESF so hinzuweisen, dass die fordernde
Rolle des Landes Brandenburg und der Européischen
Union fiir die Aktivitdten nach dieser Richtlinie zum
Ausdruck gebracht wird. Detaillierte Angaben zu den

111.14

1I.15

Vorgaben sowie Arbeitshilfen und Unterstiitzungs-
angebote sind im ,,Merkblatt Information und Kom-
munikation fiir ESF-geforderte Vorhaben® auf der Web-
site www.esf.brandenburg.de verdffentlicht. Das Merk-
blatt ist fiir die Zuwendungsempfanger verbindlich.

Die Zuwendungsempfinger der regionalen Lotsen-
dienste und des Lotsendienstes fiir Migrantinnen und
Migranten nach den Nummern II.1 und II.2 sind ver-
pflichtet, das Logo der Lotsendienste bei der Au3en-
darstellung zu verwenden.

Liste der Vorhaben

Gemdl Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 ist eine Liste der Vorhaben zu fiihren.
Die Begiinstigten der ESF-Forderung erkldren sich
bei Annahme der Finanzierung damit einverstanden,
dass sie in die zu verdffentlichende Liste der Vorha-
ben aufgenommen werden.

Es werden folgende Daten aller Vorhaben verdffent-
licht:

a) Name des Begiinstigten (Nennung ausschlielich
von juristischen Personen und nicht von natiir-
lichen Personen)

b) Bezeichnung des Vorhabens

¢) Zusammenfassung des Vorhabens

d) Datum des Beginns des Vorhabens

¢) Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtli-
ches Datum des Abschlusses der konkreten Arbei-
ten oder der vollstindigen Durchfiihrung des Vor-
habens)

f) Gesamtbetrag der forderfahigen Ausgaben des
Vorhabens

g) Kofinanzierungssatz der Européischen Union pro
Prioritdtsachse des Operationellen Programms fiir
den ESF im Land Brandenburg

h) Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemes-
sene Standortindikatoren

i) Land

j) Bezeichnung der Interventionskategorie fiir das
Vorhaben gemidf3 Artikel 96 Absatz 2 Unterab-
satz 1 Buchstabe b Ziffer vi der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013.

Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung
der Entwicklung der Forderung, zur begleitenden und
abschlieBenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung,
Bewertung, Finanzverwaltung und Uberpriifung/Prii-
fung der Forderung gemaf bestehenden und vorbehalt-
lich noch zu erlassenden EU-Bestimmungen fiir den
Strukturfondsforderzeitraum 2014 - 2020 erfasst und
speichert die Investitionsbank des Landes Brandenburg
(ILB) statistische Daten, einschliellich Angaben zu
den einzelnen Teilnehmenden, in elektronischer Form.
Das betrifft insbesondere Informationen zum Antrag-
steller/Zuwendungsempfinger, den beantragten/gefor-
derten Maflnahmen sowie den geforderten Unterneh-
men und Personen (Teilnehmende).
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Mit seinem Antrag erkldrt sich der Antragstellende
damit einverstanden, die notwendigen Daten fiir die
Projektbegleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Pro-
jektfinanzverwaltung und Uberpriifung/Priifung zu er-
heben, zu speichern und an die beauftragten Stellen
weiterzuleiten. Die Erflillung der Berichtspflichten
und Erhebung und Verarbeitung der Daten ist wesent-
liche Fordervoraussetzung und notwendig fiir den Ab-
ruf von Fordermitteln des Landes Brandenburg bei
der Europédischen Kommission und deren Auszahlung
an die Fordermittelempténger.

Die Zuwendungsempfinger sind verpflichtet, die in
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 ge-
nannten sowie weitere programmrelevante Daten zu
erheben und dem Zuwendungsgeber zu vorgegebenen
Zeitpunkten zu iibermitteln. Dazu erheben die Zu-
wendungsempfinger die Daten bei den am Projekt
Teilnehmenden und am Projekt beteiligten Partnern.
Bei der Erhebung und Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten miissen die datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen beachtet werden. Insbesondere die am Pro-
jekt Teilnehmenden werden durch den Zuwendungs-
empfanger tiber die Notwendigkeit, die Rechtmafig-
keit und den Umfang der Datenerhebung und -verar-
beitung informiert und dieser holt die entsprechenden
Einverstdndnisse ein. Die Daten bilden die Grundlage
fur die Erflillung der Berichtspflichten der ESF-Ver-
waltungsbehdrde gegentiiber der Europdischen Kom-
mission.

Auf dieser Grundlage sind entsprechend Zuwen-
dungsbescheid bei Eintritt und Austritt der Teilneh-
menden in die/aus der MaBnahme die erforderlichen
personenbezogenen Daten zu erheben und iiber das
Webportal an die ILB zu iibermitteln. Auf gleichem
Wege sind zum Maf3nahmebeginn, zum 30. Juni sowie
zum 31. Dezember jeden Jahres beziehungsweise zum
MaBnahmeende ergénzende projektbezogene Angaben
zu iibermitteln. Insbesondere miissen die Zuwendungs-
empfanger die erforderlichen Projektdaten zur finan-
ziellen und materiellen Steuerung in das bei der ILB
eingerichtete IT-System regelméBig eintragen. Die Zu-
wendungsempfanger sind zudem verpflichtet, mit den
fiir das Monitoring und die Evaluierung der Férderun-
gen beauftragten Stellen zusammenzuarbeiten. Weitere
Hinweise zu den Pflichten der Zuwendungsempfinger
hinsichtlich Monitoring und Evaluation der Forderung
stellt die ILB im Webportal zur Verfiigung.

Fehlende Daten konnen fiir den Zuwendungsempfan-
ger Zahlungsaussetzungen bis hin zur Authebung der
Bewilligung zur Folge haben.

Es sind die Fordergrundsitze fiir das Operationelle
Programm des Landes Brandenburg fiir den Europé-
ischen Sozialfonds in der Forderperiode 2014 - 2020
zu beachten.

Fiir Beratungsleistungen nach Nummer I1.5.1.1 Buch-
stabe ¢ und d gelten abweichend die unter Num-

Iv.

I\l

vz2

V3

v.4

Vs

mer [1.5.4.5 genannten Betrége. Fiir die Durchfithrung
von Development-Centern gelten abweichend die un-
ter Nummer II1.5 genannten Betrége.

Verfahren
Antragsverfahren

Antrige auf Forderung einschlieflich des erforder-
lichen Konzepts (Anforderungen an das Konzept ent-
sprechend Anlage zur Richtlinie) sind zu einem be-
stimmten Stichtag iiber das Internetportal der Bewilli-
gungsbehorde ILB zu stellen (siche Online-Antrags-
verfahren unter www.ilb.de). Hier wird auch der je-
weilige Stichtag fiir die Einreichung der Antrige be-
kannt gegeben.

Vorzeitiger MaBnahmebeginn

Die Vorhaben diirfen mit Antragstellung, auch vor Be-
willigung durch die Bewilligungsbehorde, unter Be-
achtung von Nummer III.1, begonnen werden. Damit
erfolgt keine Zusicherung einer Zuwendung im Sinne
des § 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes fiir das Land Brandenburg in Verbindung mit
§ 38 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Das
mit dem vorzeitigen Maflnahmebeginn verbundene Ri-
siko geht ausschlieflich zu Lasten des Antragstellers.

Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsbehérde ILB entscheidet nach
pflichtgeméfem Ermessen auf Grundlage der einge-
reichten Antragsunterlagen und unter Beriicksich-
tigung eines fachlichen Votums der WFBB Arbeit be-
ziehungsweise des MASGF bei der Férderung nach
Nummer IL.5 tiber die Gewahrung der Forderung.

Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mit-
telanforderung gemaB Nummer 1.4 der Allgemeinen
Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen fiir aus den
EU-Fonds (EFRE, ELER, EMFF und ESF) finan-
zierte Vorhaben in der Forderperiode 2014 bis 2020
(ANBest-EU) im Vorschussprinzip.

Die Anforderung der Mittel erfolgt online {iber das
Internetportal der ILB. Das dort bereitgestellte For-
mular ,,Mittelanforderung* ist zu verwenden.

Verwendungsnachweisverfahren

Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6
ANBest-EU einzureichen. Die Einreichung erfolgt
online {iber das Internetportal der ILB.

Mit dem Verwendungsnachweis ist die Erreichung der
Griindungsquote nachzuweisen.

Ist die laut Richtlinie beziehungsweise bewilligten
Konzepten zu erreichende Griindungsquote nicht er-
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reicht, kann die Forderung reduziert werden, wenn
der Zuwendungsempfanger keine hinreichenden Griin-
de fiir das Verfehlen der Griindungsquote darlegt.

Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Riick-
forderung der gewéhrten Zuwendung gelten die VV zu
§ 44 LHO und die ANBest-EU, soweit nicht in dieser
Richtlinie beziehungsweise im Zuwendungsbescheid
Abweichungen zugelassen worden sind. Uber die Lan-
deshaushaltsordnung hinaus gelten die Regelungen der
EU fiir den Strukturfondsférderzeitraum 2014 - 2020
(EU-Verordnungen, die dazugehdrigen delegierten
Rechtsakte und Durchfithrungsbestimmungen) in der
zum Zeitpunkt der Entscheidung jeweils geltenden
Fassung. Daraus ergeben sich Besonderheiten, insbe-
sondere hinsichtlich der Auszahlung, des Abrech-
nungsverfahrens, der Aufbewahrungsfristen und der
Priifrechte, die im Zuwendungsbescheid den Zuwen-
dungsempfangern im Einzelnen mitgeteilt werden.

Die Bewilligungsbehorde ist berechtigt, Biicher, Be-
lege und sonstige Geschiftsunterlagen anzufordern
sowie die Verwendung der Zuwendung durch ortliche
Erhebungen zu priifen oder durch Beauftragte priifen
zu lassen. Der Zuwendungsempfanger hat die erfor-
derlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwen-
digen Auskiinfte zu erteilen.

Der Landesrechnungshof ist gemédfB § 88 Absatz 1 und
§ 91 LHO zur Priifung berechtigt. Des Weiteren sind
der Européische Rechnungshof, die Européische Kom-
mission, der Bundesrechnungshof (soweit eine Mit-
finanzierung aus Bundesmitteln erfolgt), die fiir den
ESF in Brandenburg zustindige Verwaltungs-, Be-
scheinigungs- und Priifbehorde sowie deren beauf-
tragte Dritte berechtigt, bei dem Zuwendungsempfan-
ger zu prifen. Die Zuwendungsempfinger sind
verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen der Uberprii-
fung Einblick in die Geschiftsunterlagen und Zugang
zu den Geschiftsrdumen zu gewidhren und alle in Zu-
sammenhang mit der Verwendung der Zuwendung
stehenden Auskiinfte zu erteilen.

Subventionserhebliche Tatsachen

Gemél dem Brandenburgischen Subventionsgesetz
vom 11. November 1996 (GVBI. I S. 306) gelten fiir
Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen im
Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind,
die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen missbrauchliche In-
anspruchnahme von Subventionen vom 29. Juli 1976
(BGBI. 1S. 2034, 2037).

Die Bewilligungsbehdrde hat gegeniiber den Antrag-
stellern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass
es sich bei den Zuwendungen in der gewerblichen

Wirtschaft um Subventionen im Sinne von § 264
StGB handelt. Die subventionserheblichen Tatsachen
im Sinne des § 264 StGB werden dem Zuwendungs-
empfinger im Rahmen des Antrags- und Bewilli-
gungsverfahrens als subventionserheblich bezeichnet.

Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt mit Unterzeichnung in Kraft und
am 31. Dezember 2020 auBSer Kraft.

Anlage zu Nummer IV.1 der gemeinsamen Richtlinie des
Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie und des Ministeriums fiir Wirtschaft und Energie
zur Forderung von Existenzgriindungen und Unterneh-
mensnachfolgen im Land Brandenburg durch Qualifizie-
rungs- und Coachingmafinahmen in der EU-Forderperiode
2014 - 2020 (Existenzgriindungsrichtlinie)

Anforderungen an einzureichende Konzepte, Bewertungs-
kriterien und Gewichtung bei der fachlichen Bewertung

I

Anforderungen an einzureichende Konzepte
Im Konzept ist zu beriicksichtigen, dass nach Nummer 1.6
der Richtlinie zur Existenzgriindung auch die Ubernahme

eines Unternehmens (Unternehmensnachfolge) zéhlt.

Das einzureichende Konzept soll 15 Seiten nicht iiber-
schreiten und ist nach folgender Gliederung einzureichen:

Griindungs- und Wirtschaftsgeschehen

Beschreibung und Analyse des Griindungs- und Wirt-
schaftsgeschehens im regionalen Umfeld unter Bertick-
sichtigung der Entwicklung in den Jahren 2015 bis
2017 sowie Darstellung/Ableitung des Foérderbedarfs
jeweils bezogen auf das beantragte Forderelement und
die entsprechenden Zielgruppen.

Trigereignung (nicht fiir Griindungsservices an Hoch-
schulen und Innovationen brauchen Mut)

Selbstdarstellung des Antragstellers (Aufgaben, Mitar-
beiter),

Darstellung und Nachweis spezifischer Erfahrungen und
Kompetenzen fiir die Umsetzung der Richtlinieninhalte
bezogen auf das beantragte Forderelement und die je-
weiligen Zielgruppen; eventuell Vorerfahrungen aus
fritheren Forderperioden,

Angaben zur regionalen Lage der vorgesehenen Projekt-
standorte, deren Erreichbarkeit und deren Ausstattung,
Referenzen.

Personaleinsatz und Eignung des vorgesehenen Perso-
nals

Angaben zur Qualifikation des einzusetzenden Perso-
nals (Berufs-/Studienabschluss, Darstellung der indivi-
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duellen beruflichen Handlungskompetenz und Qualifi-
zierung der Personen im Hinblick auf Fach-, Methoden-,
Gender- und Sozialkompetenz bei der Begleitung und
Beratung von Griindungswilligen in der Vorgriindungs-
phase) bezogen auf die in der Richtlinie fiir die jeweili-
gen Forderelemente genannten Aufgabenbereiche und
die direkte Projektverwaltung,

Angaben zum quantitativen Personaleinsatz.

Ergédnzend fiir Griindungsservices an Hochschulen:

Angaben zu weiteren Arbeitsverhdltnissen mit der
Hochschule beim Einsatz von Teilzeitbeschéftigten.

4 Projektumsetzung

Darstellung der geplanten Arbeitsweise bezogen auf die
in der Richtlinie fiir die jeweiligen Forderelemente ge-
nannten Aufgaben- und regionalen Wirkungsbereiche,
insbesondere Angaben

- zur Akquise von Griindungswilligen,

- zur Begleitung Griindungswilliger wiahrend des Be-
treuungs- und Qualifizierungsprozesses,

- zuden in den einzelnen Aufgabenbereichen geplan-
ten Aktivitdten, vorgesehenen Formaten und Me-
thoden,

- zum geplanten Einsatz externer Leistungserbringer
in den entsprechenden Aufgabenbereichen,

- zum geplanten Mitteleinsatz in den einzelnen Auf-
gabenbereichen,

- zu quantitativen Zielgrofen in den einzelnen Auf-
gabenbereichen, insbesondere:

- zur angestrebten Anzahl von Teilnehmerinnen
und Teilnehmern,

- zur Griindungsquote, die sich an den Griin-
dungswilligen mit abgeschlossener Qualifizie-
rung bemisst,

- zur Zusammenarbeit mit anderen Zuwendungs-
empfangern der Existenzgriindungsrichtlinie und
regionalen griindungsrelevanten Akteuren,

- zur Beteiligung an griindungsrelevanten Netzwer-
ken und Veranstaltungen,

- zu geplanten Aktivititen zur Offentlichkeitsarbeit
(projektbezogene Kommunikationskonzeption),

- zu internationalen Komponenten, soweit vorgese-
hen beziehungsweise einschlégig,

Aussagen zu den Auswahlkriterien und zur Beschrei-
bung der inhaltlichen Vorgaben und Anforderungen an
die externen Leistungserbringer,

kurze Aussagen zu den vorgesehenen Vergabeverfahren,
Vorlage eines groben Zeit- und Aktivititenplans mit An-
gabe von Meilensteinen.

Ergénzend fiir Lotsendienst fiir Migrantinnen und Mig-
ranten:

Angaben zur landesweiten Arbeit und Wirkung des Pro-
jektes.

Ergidnzend fiir Griindungswerkstitten fiir junge Leute
und Griindungsservices an Hochschulen:

- Darlegung, wie viele Projektstandorte vorgesehen sind.
Ergédnzend fiir Griindungsservices an Hochschulen:

- Darstellung der Einbettung des Griindungsservices in
das griindungsunterstiitzende, auch internationale Netz-
werk der jeweiligen Hochschule,

- Ausflihrungen zur Zusammenarbeit mit griindungsrele-
vanten Angeboten aus dem Bereich Lehre und For-
schung,

- Darstellung der Einbindung der Hochschulleitung und
der facheriibergreifenden Zusammenarbeit,

- Angaben zum Vorhandensein bezichungsweise zu Mog-
lichkeiten der Nutzung von Griinderrdumen,

- Angaben zum Vorhandensein internationaler, griin-
dungsunterstiitzender Aktivitdten.

Ergédnzend fiir IbM:

- Angaben zur landesweiten Arbeit und Wirkung des Pro-
jektes,

- Darstellung der Einbeziehung des gesamten Leistungs-
spektrums der WFBB zur Unterstiitzung der Griin-
dungsvorhaben,

- Darstellung der Umsetzung der EU-beihilferechtlichen
De-minimis-Verfahren.

Gleichstellung von Frauen und Ménnern

- Darstellung der vorgesehenen gleichstellungsfordern-
den Malinahmen, darunter insbesondere:

- Ansprache weiblicher und ménnlicher Griindungs-
williger entsprechend ihrer personlichen und fami-
lidren Situation,

- frauenspezifische Angebote, frauenspezifische Un-
terstlitzung bei Teamgriindungen,

- Berticksichtigung der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf bei Griindungen,

- Beteiligung an frauenspezifischen Netzwerken (zum
Beispiel Deutsches Griinderinnen Forum e. V., Re-
gionalgruppe Berlin-Brandenburg; Verband deut-
scher Unternehmerinnen e. V. [VdU], Landesver-
band Berlin/Brandenburg).

Querschnittziele Chancengleichheit und Nichtdiskrimi-
nierung sowie Nachhaltige Entwicklung (hier: 6kologi-
sche Dimension)

- Angaben zu mdglichen MaBnahmen zur Chancen-
gleichheit und Nichtdiskriminierung,

- Angabe, ob an den geplanten Projektstandorten die Zu-
génglichkeit fiir Menschen mit Behinderung gewéhr-
leistet ist beziechungsweise durch welche Aktivititen
ein Ausschluss von Menschen mit Behinderung verhin-
dert wird,

- Angabe, ob Griindungswillige in den Handlungsfeldern
Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Klimaschutz, An-
passung an den Klimawandel, biologische Vielfalt, Ka-



7

8

1I.

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 52 vom 27. Dezember 2017 1251

tastrophenresistenz und Risikoprévention und -manage-
ment gefordert werden konnen,

- Angabe, ob es hierzu spezifische Angebote fiir die
Griindungswilligen gibt und, wenn ja, Beschreibung
der vorgesehenen Aktivitéten.

Qualititssicherung/Projektcontrolling

- Beschreibung der angewandten MafBinahmen, Metho-
den und Standards der Qualitétssicherung der eigenen
Arbeit des Trigers sowie der externen Leistungserbrin-
ger,

- Darstellung, welche Mafinahmen und Methoden ergrif-
fen werden sollen, um die Leistungen Externer nach-
haltig zu gestalten,

- Darstellung, wie das Erreichen quantitativer Zielgrof3en
sichergestellt werden soll.

Finanzplanung/Wirtschaftlichkeit

Die Darlegung zur Finanzplanung erfolgt im Rahmen der
Antragstellung.

Die Wirtschaftlichkeit des geplanten Mitteleinsatzes in Be-

zug auf die Projektziele ist im Konzept darzulegen.

Bewertungskriterien und Gewichtung bei der fachlichen
Bewertung

II.1 Forderelemente Regionale Lotsendienste, Lotsendienst fiir

Migrantinnen und Migranten, Griindungswerkstétten fiir
junge Leute

Nummer | Kriterium Maximal zu Gewichtung in Maximale
vergebende Prozent Punktzahl nach
Punkte Gewichtung
1 Griindungs- und Wirtschaftsgeschehen - - -
2 Triagereignung 30 10
3 Personaleinsatz und Eignung des vorgesehenen Personals 30 20 6
4 Projektumsetzung 30 40 12
5 Gleichstellung von Frauen und Ménnern 30 10 3
6 Querschnittziele Chancengleichheit und Nichtdiskriminie- 30 5 1,5
rung sowie Nachhaltige Entwicklung
7 Qualitétssicherung/Projektcontrolling 30 10 3
8 Finanzplanung/Wirtschaftlichkeit 30 5 1,5
Summe 100 30
Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des Mangelhaft (9 - 5 Punkte)

Konzepts. Die Kriterien 2 bis 8 werden einzeln bewertet. Es
sind maximal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben, die wie
folgt klassifiziert werden:

Sehr gut (30 - 25 Punkte)
Gut (24 - 20 Punkte)
Befriedigend (19 - 15 Punkte)
Ausreichend (14 - 10 Punkte)

Ungeniigend  (unter 5 Punkte)

Die Kiriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen
Relevanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamtbe-
wertung ein. Dazu werden die fiir ein Konzept vergebenen
Punkte je Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent ausge-
driickten Gewicht multipliziert. Ein Konzept kann so mit
maximal 30 Punkten bewertet werden.
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Fiir eine Forderung kommen nur Konzepte in Betracht, die
nach der Gewichtung mindestens 18 Punkte (60 Prozent der
moglichen Punkte) erreichen und bei denen das Kriterium 4
,,Projektumsetzung™ mindestens mit ,,befriedigend* (min-
destens 15 bis 19 Punkte) bewertet wurde.

1.2 Forderelemente Griindungsservices an Hochschulen und
Innovationen brauchen Mut (IbM)

Nummer | Kriterium Maximal zu Gewichtung in Maximale
vergebende Prozent Punktzahl nach
Punkte Gewichtung

1 Griindungs- und Wirtschaftsgeschehen - - -

2 Tragereignung* - - -

3 Personaleinsatz und Eignung des vorgesehenen Personals 30 20 6

4 Projektumsetzung 30 50 15

5 Gleichstellung von Frauen und Méannern 30 10 3

6 Querschnittziele Chancengleichheit und Nichtdiskriminie- 30 5 1,5

rung sowie Nachhaltige Entwicklung

7 Qualitdtssicherung/Projektcontrolling 30 10 3

8 Finanzplanung/Wirtschaftlichkeit 30 5 1,5
Summe 100 30

*  Entsprechend Nummer 1.2 dieser Anlage ist fiir die Griindungsservices an Hochschulen und Innovationen brauchen Mut der Gliederungspunkt 2 ,, Trigereignung*
nicht einschldgig. Fiir das Kriterium 2 ,, Tragereignung* erfolgt keine fachliche Bewertung.

Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des Erlass des Ministeriums des Innern

Konzepts. Die Kriterien 3 bis 8 werden einzeln bewertet. Es und fiir Kommunales

sind maximal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben, die wie zur Anderung des Erlasses

folgt klassifiziert werden: zur Errichtung der Landesakademie
fiir 6ffentliche Verwaltung Brandenburg

Sehr gut (30 - 25 Punkte)

Gut (24 - 20 Punkte) Vom 6. Dezember 2017

Befriedigend (19 - 15 Punkte)
Ausreichend (14 - 10 Punkte)
Mangelhaft (9 - 5 Punkte) L
Ungeniigend  (unter 5 Punkte)
Der Erlass zur Errichtung der Landesakademie fiir 6ffentliche

Die Kriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen Verwaltung Brandenburg vom 30. Juni 1992 (ABI. S. 960), der
Relevanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamtbe- durch den Erlass vom 1. Februar 2006 (ABI. S. 222) gedndert
wertung ein. Dazu werden die fiir ein Konzept vergebenen worden ist, wird wie folgt geéndert:

Punkte je Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent ausge-

driickten Gewicht multipliziert. Ein Konzept kann so mit 1. Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

maximal 30 Punkten bewertet werden.
»1 Errichtung, Bezeichnung, Sitz und Leitung
Fiir eine Forderung kommen nur Konzepte in Betracht, die

nach der Gewichtung mindestens 18 Punkte (60 Prozent der 1.1 Im Geschiftsbereich des Ministeriums des Innern und
moglichen Punkte) erreichen und bei denen das Kriterium 4 fir Kommunales wird eine Aus- und Fortbildungsstitte
»Projektumsetzung™ mindestens mit ,,befriedigend (min- mit eingegliedertem Staatlichem Priifungsamt fiir Ver-
destens 15 bis 19 Punkte) bewertet wurde. waltungslaufbahnen als Einrichtung des Landes Bran-

denburg nach § 9 Absatz 3 des Landesorganisations-
gesetzes errichtet.

1.2 Die Einrichtung fiihrt die Bezeichnung ,,Landesakade-
mie fiir 6ffentliche Verwaltung des Landes Branden-
burg® (Kurzbezeichnung: Landesakademie, Abkiirzung:
LAKkGV). Sie hat ihren Sitz in Konigs Wusterhausen.
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2 Landeswappen, Dienstsiegel

2.1 Die Landesakademie fiihrt das Landeswappen gemif
§ 1 Absatz 1 Nummer 6 der Hoheitszeichenverordnung.
Die Umschrift des Dienstsiegels lautet:

LANDESAKADEMIE FUR OFFENTLICHE VER-
WALTUNG BRANDENBURG

2.2 Wird die Landesakademie in ihrer Eigenschaft als
Staatliches Priifungsamt fiir Verwaltungslaufbahnen té-
tig, verwendet sie das Dienstsiegel mit der Umschrift:

LANDESAKADEMIE FUR OFFENTLICHE VER-
WALTUNG BRANDENBURG / STAATLICHES PRU-
FUNGSAMT FUR VERWALTUNGSLAUFBAH-
NEN“,

Die Nummern 3 und 4 werden durch die folgenden Num-
mern 3 bis 5 ersetzt:

»3 Aufgaben und Ziele

3.1 Die Landesakademie dient der beruflichen Qualifizie-
rung und Weiterentwicklung der Beschiftigten der 6f-
fentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg. Zu ih-
ren Aufgaben gehort die bedarfs- und adressaten-
orientierte Entwicklung, Organisation und Durchfiih-
rung von Aus- und Fortbildungsmafnahmen. In ihrer
Eigenschaft als Staatliches Priifungsamt fiir Verwal-
tungslaufbahnen ist die Landesakademie insbesondere
fiir die Aufgaben zusténdig, die ihr als zustdndige Stelle
im Sinne des Berufsbildungsgesetzes, der Ausbilder-
Eignungsverordnung sowie des Berufsqualifikations-
feststellungsgesetzes durch die Berufsbildungszustéin-
digkeitsverordnung zugewiesen sind.

3.2 Ziele der Landesakademie sind insbesondere:

a) Entwicklung und Ausbau von fachlichen, sozialen,
methodischen und personlichen Kompetenzen,

b) Forderung der interdisziplindren Zusammenarbeit,

¢) Vermittlung von Fiithrungsmethoden und -techni-
ken und

d) Identifizierung gesellschaftlicher, Skonomischer und
technologischer Entwicklungen und die Erarbei-
tung von Angeboten zur Vermittlung dieser Ent-
wicklungen fiir die 6ffentliche Verwaltung.

3.3 Das Fortbildungsangebot beinhaltet unter anderem:
a) fachbezogene und fachiibergreifende Fortbildungs-

angebote fiir alle Laufbahngruppen und alle Tarif-
beschiftigten im Rahmen der allgemeinen berufs-

begleitenden Fortbildung unter besonderer Bertiick-
sichtigung der Rechts-, Wirtschafts-, Verwaltungs-
und Sozialwissenschaften,

b) funktionsbezogene Fortbildungen fiir besondere
Aufgabenbereiche,

c¢) Fortbildung von Fithrungskriften unter besonderer
Beriicksichtigung der Bereiche Verhaltensorientie-
rung, Personal- und Wissensmanagement sowie
Organisationsentwicklung,

d) Symposien und Tagungen zu aktuellen Themen,

e) spezielle Kurse und Programme zur Qualifizierung
und

f) Unterstiitzung der Behorden, Betriebe und Einrich-
tungen der unmittelbaren Landesverwaltung sowie
der Hochschulen, des Landesrechnungshofes, der
Landtagsverwaltung und der Gerichte des Landes
bei ihren FortbildungsmafBinahmen.

Nutzerkreis

Die Angebote der Landesakademie richten sich an Be-
schiftigte der in Nummer 3.3 Buchstabe f genannten
Stellen.

Beschiftigte anderer Dienststellen des Landes Bran-
denburg und der Kommunen kénnen die Angebote der
Landesakademie in Anspruch nehmen, soweit freie Ka-
pazititen zur Verfiigung stehen und ein Entgelt gezahlt
wird. Die Hohe des Entgeltes richtet sich nach der
Richtlinie {iber Vergiitungen sowie Entgelte an der Lan-
desakademie fiir 6ffentliche Verwaltung Brandenburg.

Aufsicht
Die Landesakademie untersteht der Dienst- und Fach-

aufsicht des fiir Inneres zustdndigen Ministeriums
(Aufsichtsbehorde).

1I.
Inkrafttreten, Aulerkrafttreten

Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

Gleichzeitig treten aufler Kraft:

a)

b)

Runderlass zur Errichtung des Staatlichen Priifungsamtes
fiir Verwaltungslaufbahnen vom 24. Dezember 1992 (ABI.
1993 S. 109), der durch den Erlass vom 5. Juni 2015 (ABI.
S. 542) geéndert worden ist,

Geschéftsordnung fiir die Landesakademie fiir 6ffentliche
Verwaltung Brandenburg vom 5. November 2003 (ABI.
S. 1174).
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Erste Richtlinie des Ministeriums des Innern
und fiir Kommunales zur Anderung der Richtlinie
des Ministeriums des Innern und fiir Kommunales

zur Unterstiitzung kommunaler Aufgabentriger
der Siedlungswasserwirtschaft

fiir bei der Umsetzung der Entscheidung des

Bundesverfassungsgerichts vom 12. November 2015
angefallene Verwaltungskosten

Vom 7. Dezember 2017

1. Die Richtlinie des Ministeriums des Innern und fiir Kom-
munales zur Unterstiitzung kommunaler Aufgabentriger
der Siedlungswasserwirtschaft fiir bei der Umsetzung der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 12. No-
vember 2015 angefallene Verwaltungskosten vom 26. Mai
2017 (ABL. S. 554) wird wie folgt geéndert:

In Nummer 6.4 Satz 1 wird die Angabe ,,222 000 Euro*
durch die Angabe ,,222 222,23 Euro® ersetzt.

2. Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Be-
kanntmachung im Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.

Erste Richtlinie des Ministeriums des Innern
und fiir Kommunales zur Anderung der Richtlinie
des Ministeriums des Innern und fiir Kommunales

zur Unterstiitzung kommunaler Aufgabentriger
der Siedlungswasserwirtschaft
bei der Umsetzung der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 12. November 2015

Vom 7. Dezember 2017

1. Die Richtlinie des Ministeriums des Innern und fiir Kom-
munales zur Unterstiitzung kommunaler Aufgabentriger
der Siedlungswasserwirtschaft bei der Umsetzung der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Novem-
ber 2015 vom 26. Mai 2017 (ABI. S. 555) wird wie folgt
gedndert:

In Nummer 7.1.1 wird das Wort ,,sechsten* durch das Wort
,,heunten‘ ersetzt.

2. Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Be-
kanntmachung im Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Widmung, Umstufung
und Einziehung von Teilabschnitten
der Bundesstrafie B 189 im Landkreis Prignitz

Bekanntmachung
des Landesbetriebs Stralenwesen Brandenburg,
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten
Vom 5. Dezember 2017

Entsprechend dem Planfeststellungsbeschluss des Ministeriums
fiir Infrastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg
Nr.: 40.42 7172/189.12 vom 21. November 2014 wurden die
Straflenbauarbeiten im Zusammenhang mit dem Neubau von
Teilabschnitten der B 189, dem Neubau eines Teilabschnitts der
K 7053 und Gemeindestraf3enteilabschnitten im Bereich der
Ortsdurchfahrt (OD) Grof3 Pankow und angrenzende freie Stre-
cken der B 189 abgeschlossen. Am 27. November 2017 erfolgte
die Verkehrsfreigabe der neu gebauten Teilabschnitte der B 189

und die Ingebrauchnahme der jeweiligen Abschnitte fiir die
neuen Verkehrszwecke.

Dies hat zur Folge, dass alle Maf3gaben des Bauwerksverzeich-
nisses des Planfeststellungsbeschlusses hinsichtlich Widmung,
Umstufung und Teileinziehung der zuriickgebauten Teilab-
schnitte der bisherigen Bundesstrafle mit der Ingebrauchnahme
fiir die neuen Verkehrszwecke in Kraft getreten sind.

Die zuriickgebauten Teilabschnitte der verlassenen B 189,
K 7053 und Gemeindestra3en werden entsprechend dem oben
angefiihrten Planfeststellungsbeschluss eingezogen.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spater als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Gléu-
bigers und den iibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiick-
sichtigt.

Es ist zweckmifig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklérung auch zur Niederschrift
der Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 22. Februar 2018, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Spreenha-

gen Blatt 938 cingetragenen 2-Anteile an dem Grundstiick,

Bezeichnung gemédll Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Spreenhagen, Flur 2, Flurstiick 259/13,
Grofe: 795 qm

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

27.03.2017 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemédl § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 132.000,00 EUR (je Anteil: 66.000,00 EUR).

Postanschrift: Birkenweg 13, 15528 Spreenhagen
Bebauung: Einfamilienhaus
Geschifts-Nr.: 3 K 30/17

Gesamtvollstreckungssachen

Von derelektronischeVeréffentlichungwird abgesehen.

Informationerzu Insolvenzverfahresind unterdemJustizporte

Jhttps://www.insolvenzbekanntmachungen.daftufbar.

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die Ungiiltigkeitserklirung
von Dienstausweisen

Landesbetrieb Forst Brandenburg

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Herrn Riidiger Flath, geb. am 19.06.1954, titig beim Landes-
betrieb Forst Brandenburg, Dienstausweisnummer: 208520,
giiltig bis 30.06.2019, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.


Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. 
 Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justizportal
„https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ abrufbar.


Sandek
Schreibmaschinentext
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